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S. AUFHÄUSER, BERLIN

Die reaktionäre Welle steigt
Mit dem Anwachsen der Wirtschaftskrise ist auch in

Deutschland die politische Reaktion angestiegen. Im

März 1930 wurde das Kabinett Müller-Wissell von

Brüning gestürzt, um die Arbeitslosenversicherung vom

Reichsetat völlig abzuhängen. Darüber hinaus sollte

die Regierung Brüning eine Sammlung des gesamten

Bürgertums gegen die sozialistische Arbeiterschaft ein¬

leiten. Ein Teil ihrer Absicht ist verwirklicht worden,

die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits¬

losenversicherung ist nach mehrfachem Leistungs¬

äbbau zur Selbstfinanzierung gelangt, während bei

aller Reichsfinanznot Hunderte von Millionen Mark

iür die Subvention von Banken, Industrie und Land¬

wirtschaft willig hingegeben worden sind. Auch in

der übrigen Sozialversicherung wie in der Lohn¬

frage ist der Kurswechsel von Hermann Müller zu

Dr. Brüning nicht ohne schwere Belastungen für

Angestellte und Arbeiter vor sich gegangen. Das

Kabinett Brüning .mußte jedoch schon nach den Sep¬

temberwahlen 1930 sein ursprüngliches politisches Ziel

ändern und einsehen, daß in Deutschland nicht gegen

die Arbeiterklasse regiert werden kann, ohne damit

Staat und Wirtschaft in höchste Gefahr zu bringen.

Alle Bereitwilligkeit Brünings, bei seinem Regierungs¬

antritt den KapitaÜsmus gegen den aufsteigenden So¬

zialismus zu verteidigen, war den Trägern des Mono¬

polkapitalismus zu wenig. Ihre Unersättlichkeit und

ihr Machtstreben könnten nur unter völliger Preisgabe

der Demokratie erfüllt werden, ihre Kampfansage

gegen den Sozialismus und die freien Gewerkschaften

galt in Wirklichkeit allen Richtungen der Gewerk¬

schaften und der Arbeitnehmerschaft überhaupt.

Schwerindustrie und Großagrarier suchten sich daher

andere Bundesgenossen und fanden sie in der Hitler-

Bewegung. ':"..

• Die deutsche Reaktion wurde immer ungeduldiger.

Je mehr das kapitalistische System versagte, um so

dringlicher wurde für sie die Ergreifung der politischen

'Macht. Der Faschismus hat sich dabei als Retter des,

absteigenden Kapitalismus bewährt. Auf der einen Seite

wurden die Massen durch wachsendes Elend an die

Grenze der Verzweiflung getrieben, auf der anderen

Seite wurden sie von den Nationalsozialisten mit Ver¬

sprechungen und Verheißungen aufgefangen, um als

Kanonenfutter gegen ihre Klassengenossen mißbraucht

zu werden. Das Recht auf Unaufrichtigkeit ist zum

Postulat der Reaktion geworden. Es war auch maß¬

gebend für die Regierungskrise, die während des Auf¬

enthalts des Reichspräsidenten in Neudeck sorgsam

vorbereitet wurde.

Das Kabinett Brüning wurde mit den übelsten In¬

trigen gestürzt. Die äußerliche Erfüllung gewisser

demokratischer Formalitäten durch den Reichspräsi¬

denten ändert nichts an der Tatsache, daß auch die

neue Regierung schon vor seiner Rückkehr nach Ber¬

lin von unverantwortlichen Ratgebern zusammengestellt

worden war. ßas neue Kabinett, das sich heuchlerisch

Regierung der nationalen Konzentration nennt, ist das

Kabinett der reaktionären Konzentration. Es soll

Platzhalter einer faschistischen Regierung werden. Rein

äußerlich geben die Barone dieser Regierung das

Gepräge, aus der Arbeitnehmerschaft und aus den Ge¬

werkschaften gehört seit 1918 zum erstenmal nicht ein

einziges Mitglied dem Kabinett an. Biüning ist nicht

gestürzt worden, weil er Sozial- und Lohnabbau vor¬

genommen hatte, sondern weil es den Propheten des

Dritten Reiches darauf ankommt, auch den letzten Rest

sozialen Arbeiterschutzes gegen kapitalistische Aus¬

beutung zu beseitigen.
Im Augenblick, da diese Zeilen niedergeschrieben

werden, läßt sich noch nicht übersehen, ob der neue

Reichskanzler, Herr von Papen, auch nur auf kurze

Zeit Vollstrecker der geplanten antisozialen Aktion

bleiben, oder ob er schon bald einem Nachfolger radi¬

kalerer Art weichen wird. Es ist noch unbestimmt,

ob das Verlangen der Nationalsozialisten auf Auf¬

lösung des Reichstags sofort oder im Herbst erfüllt

werden wird. In der gegenwärtigen politischen Zu¬

spitzung muß mit dem beschleunigten Tempo der Er¬

eignisse gerechnet werden.

Die Gewerkschaften können sich keiner Täuschung

hingeben, daß nunmehr die Aufhebung der Arbeits¬

losenversicherung, der Abbau von Renten, die Aus¬

höhlung der Sozialversicherung und des staatlichen

Schlichtungswesens in unmittelbare Nähe gerückt

sind. Die Fjnanznot soll von der Regierung des Herrn

ReichspräsifUnten ohne neue Steuern behoben, die

Arbeitsbeschaffung ohne Prämienanleihe gelöst werden.

Eine solche Finanzkunst kann nichts

anderes bedeuten als Deckung der öf¬

fentlichen Lasten durch unerträgliche

Kürzung von Lohn, Sozialrente und

durch inflatorische Kreditschöpfung.

Die zu erwartende Empörung der Massen soll



niedergehalten werden, indem durch Aufhebung des

SA-Verbots dem Naziterror freier Lauf gelassen wird.

Es wäre verfehlt, den Ernst der Situation verkennen

zu wollen. Es kann aber keine Rede davon sein, daß

sich die Organisationen der Eisernen Front durch

diesen politischen lieberfall irgendwie entmutigt fühlen.

Selbst wenn Herr von Papen politisch begabter wäre,
als von ihm berichtet wird, würde er mit dem angekün¬
digten Programm die wirtschaftlichen und finanziellen

Schwierigkeiten des Reiches nicht meistern können,
und man braucht kein Prophet zu sein, um vorauszu¬

sagen, daß die Regierung Papen oder Papens Nach¬

folger in kürzester Zeit festgefahren sein werden.

Wahrscheinlich soll das Versagen auf ökonomischem

Gebiet ersetzt werden durch politische Verfolgung und

Unterdrückung der sozialen Bewegung. Die alte

Kampfkraft der Gewerkschaften bürgt dafür, daß auch

diese Periode schärfster Reaktion überwunden werden

wird. Es liegt an der Kollegenschaft in allen Teilen

des Reiches, in den kommenden Wochen die Berufs¬

genossen mehr denn je auf die Zusammenhänge der"

politischen Reaktion und der Systemkrise des Kapita¬
lismus hinzuweisen. In dem Rasen und Toben der So¬

zialreaktion, deren Exponent die neue Reichsregierung
ist, spiegelt sich der Niedergang des herrschenden

Wirtschaftssystems. Alles Flickwerk der kapitalisti¬

schen Helfer wird vergeblich bleiben. Der Wäg aus

Krise, Not und Elend kann nur gefunden werden nach
der Erkämpfung der Staatsmacht über die Wirtschaft
und durch ihre planmäßige Organisation nach einem
konstruktiven Wirtschaftsplan. Der Wirtschaftsplan
des AfA-Bundes wird in den kommenden Entschei-

dungskämpfen der deutschen Arbeiterbewegung im

Mittelpunkt ihrer positiven Opposition stehen müssen,
mag es sich um parlamentarische oder außerparlamen¬
tarische Auseinandersetzungen handeln. Der Umbau
der Wirtschaft mit dem Ziel sozialistischer Gemein¬

wirtschaft ist zur Gegenwartsaufgabe herangereift. Die

Monopolmecht muß gebrochen, die Verfügungsgewalt
der Allgemeinheit über Warenerzeugung, Warenver¬

teilung, Bank- und Kreditwesen erweitert werden, um

zur Planmäßigkeit der Gesamtwirtschaft zu gelangen.
Mit der steigenden Not, die aus der Wirtschaftspolitik
der neuen Reichsregierung erwartet werden muß, wird
der Wille des werktätigen Volkes wachsen, dieses ver¬

sagende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem zu über¬

winden, für die Angestellten, Arbeiter und Beamten
den Weg ins Freie zu bahnen. Unser Kampf gegen das

Reichskabinett der Reaktion ist gleichzeitig das Ringen
gegen die Urheber unserer Not, gegen den Kapitalis¬
mus und für den Aufstieg des arbeitenden Volkes, fin¬

den Sozialismus. Seid bereit!

BERNHARD GÖRING, BERLIN

Kollektive Arbeitslosenfürsorge für Jugendliche
Die kommenden Wochen fordern von den freien Gewerk¬

schaften und der politischen Arbeiterbewegung äußerste
Aktivität. Auf allen Gebieten der Politik, der Wirtschaft
und des sozialen Lebens werden die Angriffe der Reaktion

zurückzuschlagen sein. Gleichzeitig muß die Kerntruppe
der Arbeitnehmerbewegung sich zu ganz entscheidenden
und grundsätzlichen Kämpfen um die Macht in Staat und
Wirtschaft bereit halten.

Dabei drängen vor allem Einzelfragen dieser Krise seit
Monaten nach einer Klärung. Es ist deshalb um so mehr zu

begrüßen, daß gerade in diesen Wochen innerhalb der
freien Gewerkschaften und der ihnen nahestehenden poli¬
tischen Organisation die erforderlichen Vorarbeiten für die

Betreuung der arbeitslosen Jugendlichen geleistet werden.

Der Bestand an jugendlichen Arbeitslosen ist nach den

vorliegenden Schätzungen auf etwa eine Million zu be¬
ziffern. Ein Fünftel der deutschen Jugend zwischen 14 bis
21 Jahren ist damit aus dem Arbeitsprozeß ausgeschaltet.
Die öffentliche Fürsorge erfaßt von diesen Jugendlichen
nach dem Stand vom Januar 1932 rund 470 000, 100000 bis
200 000 Jugendliche mögen einen Rückhalt in den gewerk¬
schaftlichen Organisationen und privaten Einrichtungen aller
Art finden. Es bleiben immer noch rund 400 000 Jugendliche
beiderfei Geschlechts, die vielleicht noch die äußerste Not¬
durft des Lebens befriedigen können, aber ein Leben ohne
Inhalt führen. Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wächst die

Verzweiflungsstimmung, und es ist deshalb nicht verwunder¬

lich, wenn zahlreiche aktive Elemente bereit sind, sich
Aktionen anzuschließen, die stark an die Landsknecht¬

bewegung des Mittelalters erinnern. Der Zulauf, den die

Nationalsozialisten aus den Kreisen der Jugendlichen haben,
findet in jener Verzweiflungsstimmung nicht zuletzt seine

Begründung. Diese Lage der Jugendlichen verpflichtet be¬
sonders die Gewerkschaften, Mittel und Wege zu finden, die

geeignet sind, das Leben der jungen Menschen auch außer¬
halb des regulären Arbeitsprozesses wieder sinnvoll zu ge¬
stalten. Dabei muß erneut betont werden, daß die Gewerk¬
schaften nach wie vor grundsätzlich jede Arbeitsdienstpflicht
ablehnen. Die Betreuung der Jugendlichen müßte in aller¬
erster Linie nach pädagogischen und ethischen Gesichts¬

punkten erfolgen. Die Freiwilligkeit und Freizügigkeit muß
sichergestellt und für das Zusammenleben Selbstdisziplin
und kollektive Selbstverwaltung Voraussetzung sein. Unter
diesen Voraussetzungen würden auch die gewerkschaftlichen
Verbände sich für eine kollektive Arbeitslosen¬

fürsorge lür Jugendliche einsetzen. Diese Ar¬

beitslosenfürsorge soll die Möglichkeit freiwilligen Arbeits-
dienstt«^ die Inbetriebnahme stillgelegter Fabriken und
Werkst tten, die Arbeitsschulung und sonstige Betätigung
jugendliuier Erwerbsloser umfassen. Jedes Arbeitsvorhaben
muß vorwiegend in bezug auf seine fürsorgerische und

pädagogische Ei,rnung geprüft werden. Es darf in keinem
Fall privatkapitalistisch mißbraucht werden, um ohnehin zu

leistende Arbeiten etwa außerhalb des regulären Arbeits¬

vertrages vorzunehmen. Daraus ergibt sich für jede zu

leistende Arbeit, daß sie zusätzlicher Natur zu sein

hat, daß sie zwcr volkswirtschaftlich sinnvoll zu gestillten
ist, aber nicht zur Förderung von Unternehmen benutzt
werden darf, die im Rahmen vorhandener Mittel und auf

arbeitsvertraglicher Grundlage geleistet werden können.
Schließlich muh Arbeitsmaterie, Arbeitszeit und Arbeits¬

einteilung von dem Gedanken bestimmt sein, erzieherische
Werte zu schaffen. Deshalb ist neben der Arbeit genügend
Zeit für Sport, Belehrung und Unterhaltung zu lassen.-

Als eine geeignete Form, die vorstehende Forderung zu

gewährleisten und den Gemeinschaftssinn zu pflegen, wird
das Arbeitslager anzusprechen sein.

Die in der kollektiven Arbeitslosenfürsorge beschäftigten
Jugendlichen müßten als Entschädigung Unterkunft, Ver¬

pflegung und ein angemessenes Taschengeld erhalten. Selbst¬
verständlich wär?n sie auch für den Fall der Krankheit, der
Invalidität und des Unfalles zu versichern. Soweit es sich
um Arbeiten hiHswrrtschaftlicher Natur handelt, die in still¬

gelegten Fabriken und Werkstätten vorgenommen werden,
in denen Gegenstände des täglichen Bedarfs wie Kleidung,
Schuhwerk und Hausrat hergestellt werden, sind die Er¬

zeugnisse kosterlos an die auf diese Weise Beschäftigten
selbst sowie an die übrigen Arbeitsdienstleistenden und an

langfristig Erwerbslose zu verteilen.

Schließlich muß grundsätzlich noch ein Weg gefunden
werden, der die Gewerkschaften in die Organisation des

kollektiven Hilfsdienstes einschaltet.

Für die Finanzierung dieser Arbeitslosenfürsorge für Ju¬

gendliche müssen .llle verfügbaren Hilfsquellen ausgeschöpft
werden. Neben den jetzt sehr geringen Mitteln, die die
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver¬
sicherung für den freiwilligen Arbeitsdienst, bereitstellt,
müssen Reich, Länder und Kommunen entsprechend be¬

teiligt werden, um so der dringendsten materiellen -. und
seelischen Not der-arbeitslosen Jugend zu steuern.
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OSWALD ZIENAU, BERLIN

Die deutschen Rußlandlieferungen
Die Anteilnahme der deutschen Industrieproduktion am

Auf- und Ausbau der Sowjetwirtschaft ist seit jeher

bedeutungsvoll. Abgesehen von einigen politischen Kon¬

junkturschwankungen, Zeiten bevorzugter Sowjetbestel¬

lungen in England oder Amerika, steht Deutschland im

industriellen Sowjetimport an erster Stelle, und in vielen

Einfuhrpositionen bedeutend vor anderen industriellen

Lieferstaaten. Müßig ist, wie es mit dem industriellen

Ausbau der Sowjetwirtschaft mehr und mehr und bisweilen

auch äußerst heftig geschieht, über den angeblichen Wider¬

sinn einer deutschen Mithilfe an der forcierten Industriali¬

sierung Sowjetrußlands zu diskutieren. Vernünftigerweise

muß doch Klarheit darüber bestehen, daß die versuchte

Industrialisierung des Sowjetstaates nicht von der Ver¬

weigerung deutscher Werkinstallationen oder anderer In¬

dustrieprodukte irgendwie abhängig ist.

Die deutschen Industrielieferungen nach Sowjetrußland

sind langst nicht mehr nur eine Interessenangelegenheit

beteiligter Industriekreise. Der „Rußlandauftrag" bedeutet

für nicht wenige Industriezweige und -werke überhaupt die

Aufrechterhaltung einer Produktion und damit die einzig

fegebene
Möglichkeit, die Arbeiterschaft zu beschäftigen,

lan muß Gelegenheit zu orientierenden Einblicken haben,

um erkennen zu können, in welch hohem Maße einzelne

Industrien und manche Industrieorte auf diese Sowjetbestel¬

lungen angewiesen sind. Bei einer solchen Sachlage ist es

nur natürlich, dafi breiteste Kreise, und vor allem die

deutsche Arbeitnehmerschaft, die Vorgänge und die je¬

weilige Situation des deutschen Rußlandsgeschäfts bis in alle

Einzelheiten hinein gespannt verfolgen.
So beachtlich an sich der deutsche Industrieexport nach

Sowjetrufiland ist, beiderseits ist man sich klar darüber,

daß die deutsche Industrie nach ihrem technischen

Leistungsstande weit stärker für den Auf- und Ausbau der

Sowjetwirtschaft herangezogen werden könnte. Doch in

den letzten Jahren der deu'sch-sowjetrussischen Wirt¬

schaftsbeziehungen gab es nicht nur keine Aufwärtsent¬

wicklung, sondern umgekehrt konnte man ein merkliches

Nachlassen der sowjetischen Auftragserteilungen an die

deutsche Industrie verzeichnen. Und nicht nur das; die

zahlreicher werdenden finanziellen und auch technischen

Abwicklungsschwierigkeiten mit dem Sowjetpartner ließen

zur Genüge den toten Punkt in den d'eutscb-sowjetrussi-

schen Handelsbeziehungen erkennen.

Deutscherseits ist es ein jahrelanges Bemühen, die Ge¬

schäftsverbindungen mit Sowjetrußland auf eine Vertrags¬
basis zu stellen. Es spricht nur für die geschäftstüchtige
Einstellung der Russen, wenn sie die Ausnutzung der

jeweils gegebenen Situation einer vertragsmäßigen Bindung

vorzogen. Der Lage der deutschen Industrie entspricht es

nur, wenn mit dei Reise der deutschen Industriellen ver¬

sucht wurde, irgendwie eine Besserung der Geschiifts-

beziehungen mit Sowjetrußland zu erreichen. Der Moskauer

Besuch führender Industr.'epersönlichkeiten ist mit dem

Abkommen vom 14. April 1931, dem „Pjatakow-Abkom-

men", zu einem Erfolge gelangt. Wie seht dieses Ver-

tragswerk der deutschen Rußlundlieferungen mit der Be¬

seitigung vielfacher Schwierigkeiten und Differenzen eine

Belebung für die deutsche Industrie brachte, das zeigen

nun deutlich die jetzt vorliegenden Nachweisungen der

Sowjetbestellungen in Deutschland.

Im Jahre 1931 erreichten die Sowjetbestellungen ,n

Deutschland die Höhe von 425,6 Mill. Rbl. ( = 919,3 Mill. UM.).
Das ist mit 62,3 v. H. nicht nur eine bedeutsame Steigerung
der Sowjetbestellungen gegenüber 1930 (für 262,2 MilT. Rbl.),
sondern die letztjährigen Sowjetbestellungen stellen über¬

haupt ein Höchstmaß sondergleichen dar. Die dankens¬

werterweise durchgeführte Auseinanderhaltimg der Sowjet¬

bestellungen auf Grund des „Pjatakow-Abkonimeiis' läßt

den außerordentlichen Anteil dieses getroffenen Abkommens

an der Aufwärtsentwicklung der Sowjetaufträge erkennen.

Entfallen doch' nicht weniger als 209,8 Mill Rbl. Sowjet-

bestellungen in Deutschland als sogenannte „zusätzliche

Aufträge des Abkommens vom 14. April 1931" auf das

genannte Moskauer Vertragswerk. Zu beachten ist dabei,

daß diese „zusätzlichen Aufträge" nur in der Zeit vom

15. April bis zum 31. August des Vorjahres vergeben wor¬

den sind, weil der Vertrag über diesen Zeitpunkt hinaus

russischerseits nicht verlängert worden ist.

Die aufschlußreiche Zusammenstellung dei Berliner Han¬

delsvertretung über die Verteilung der Sowjctbestellungen .

und den Anteil des „Pjatakow-Abkommens" auf die ein¬

zelnen Industriezweige folgt untenstehend.

Schwerindustrielle Installationen, Metalle (Eisen, Stahl,
Buntmetalie) und Maschinen machen den Hauptteil der

Sowjetbestellungen in Deutschland aus: 63 v. H. der Ge¬

samtbestellungen. Davon entfallen-auf die Einfuhr von

Bergbau- und Hüttenbedarf und Transportmaschinen und

-bedarf 26,5 v.H., auf den Metallimport 21,1 v.H. und die

Einfuhr von Werkzeugmaschinen 15,4 v.H Eiwähnenswert

im einzelnen sind folgende Bestellungen: Hüttenindustrieile

Oefen, Gießereimaschinen, Gasgeneratoren für 14,9 Mill.

Rbl., Oefen für autogene Schweißungen, Gießereieinrich-

tungen für 7,3 Mill. Rbl., Walzwerkeinrichtu.igen, Dampf¬

hämmer, hydraulische Pressen, Nietmaschinen für 17,9 Mill.

Rbl., Maschinen und Pressen für Kaltbearbehung vofi Me¬

tallen für 17,9 Mill. Rbl., Krane für 16,5 Mill. Rbl.', Lokomo¬

bilen, Dampfmaschinen, innere Verbrennungsmotoren für

8,2 Mill. Rbl., Bergwerkseinrichtunrrcn (Abbau) für 3,5 Mill

Rbl. An einzelnen Werkzeugmaschinen wurden bestellt:

Drehbänke für 13,6 Mill. Rbl., Bohrmaschinen für 10,9 Mill.

Rbl., Fräsmaschinen für 10,3 Mill. Rbl., Schleifmaschinen

für 8,8 Mill. Rbl., Revolverbänke für 8,2 Mill. Rbl., Hobel¬

bänke für 3,1 Mill. Rbl. An Metallen und verarbeiteten

Metallen wurden bestellt: Roheisen, Eisen, Schienen für

36,9 Mill. Rbl., Ferrolegierungen, Röhren, Fittings für

22,35 Mill. Rbl., Stahl für 17,5 Mill. Rbl., Buntmetalle,

Legierungen, Halbfabrikate für 12,Ü Mill. Rbl. Der Elektro-

import zergliederte sich in: Kesseleinrichtungen füt 17,7

Mill. RbL, Eiektroinstallationen und -Verteilungsanlagen

für 13,5 Mill. Rbl., Dynamos, Motoren, elektrische Leitungen

für 13,2 Mill. Rbl., Turbinenanlagen für 5,8 Mill RH Der

Bestel!Abteilung

Gesami- Anteil des „Pjata- Gcsamt-

besiellungen Kow"-Abkomrucn^ bestellungen

1931 l«l 1930

in 100!) Rubel) (in 1000 Rubel) (in 1000 Rubcll

112 957,1 62 681,9 49 965

65 488,8 49 170,4 40764

89 809,9 28 902 40 274

61 884,7 37 844.4 - 34 435

21 544.9 10 259.3 20 320

40 767,9 20186,5 26 710

815\2 67,6 18 949

2 903,7 158 4 719

1 046,7 16.4 1858

5 833 — 898

1 956,9 38,4 3 587

120,7
—

—

3 084 8
•
—

. 2 007

5 440,1 430,4 14 707

56.2 14.8
—

4 553,9 0.4 3 091

425 604,5 209 770,3 262 254

Bergbau- und Hüttenbedarf, Transportmaschinen und -bedarf

Werkzeugmaschinen
Metallimport
Elektroimport
Chemischer Import
Technopromimport (verschied. Industriebedarf), feinmech. Erzeugnisse

Landwirtschaftsimport
Textilimport
Lederimport
Kautschukimport
Intorgkino
Kniga (Bücher und Lehrmittel)

Zentrossojus (Konsumgenossensch.)
Schiffbauimport
Orgstroj

...

Nicht gegliedert nach Abteilungen

Insgesamt
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Technopromimport bestellte: Bagger und Wegemaschinen
für 5,5 Mill. Rbl., Automobile für 4,2 Mill. Rbl., Automobil-

und Fahrradzuhehör für 4,1 Mill. Rbl., Baumaschinen für

3,2 Mill. Rbl., Installationen für-Produktion von feuerfesten

Materialien für* 2,8 Mill Rbl., Installationen für Zement¬

fabriken für 2,1 Mill Rbl. An See- und Flußschiffe wurden

für 4,5 Mill. Rbl bestellt, Filminstallationen für 1,67 Mill.

Rubel

Es unterliegt gar keinem Zweifel, dafi der außergewöhn¬
lichen Aufwärtsbewegung von Sowjetbestellungen in

Deutschland als Folge des Abkommens vom 14. April 1931

für 1932 ein nicht minder großes Abgleiten der Sowjet¬
bestellungen folgen wird. Daß das „Pjatakow-Abkommen"
mit seinen verschiedentlichen Regelungen und Sicherungen
russischerseits nicht erneuert worden ist, ist nur mit der

ungewöhnlichen Passivität dei sowjetischen Außenhandels¬

bilanz zu erklären Die Valutaknappheit, die sich in den

letzten Monaten außerordentlich verschärft hat und wahr¬

scheinlich sich auch weiterhin verschärfen wird, zwingt die

Sowjetregierung zu einer bisher nicht erlebten Einfuhr¬

drosselung. Die schwierige Lage der Sowjetregierung wird

klar, wenn man die mit Beginn dieses Jahres einsetzen¬

den Bemühungen um die Ersetzung der Indüstrieeinfuhr

durch eigene Produktion verfolgt. Die „Ersetzung aus¬

ländischer Maschinen durch russische" ist das neue Schlag¬
wort für das letze Jahr des ersten FünfJahresplans, unter

dieser Parole werden Konstrukteure, Arbeiter und

Maschinen „restlos mobilisiert".

Einem Aufruf des Gewerkschaftsverbandes sowjetrussi¬
scher Maschinenbauer zufolge, sollen örtliche Organe
dieser Gewerkschaft unter Hinzuziehung von Maschinen¬

bauingenieuren die „Importanmeldungen der Fabriken

überprüfen mit dem Ziel, alle diejenigen Maschinen aus

diesen Anmeldungen zu streichen, die in Sowjetrußland
selbst hergestellt werden können". Ein „Bundestag der
Technik" war der 4. Februar, veranstaltet vom Volkskom¬

missariat der. Schwerindustrie, dem Zentralrat der allrussi¬
schen Gewerkschaften und dem Kömmunistischen Jugend¬
bund. Der Sinn dieser Veranstaltung war die Ueberprüfung
der „Errungenschaften der'Söwjettechnik und der Möglich¬
keiten einer Unabhängigmachung vom Import". Eine

Leningrader Konferenz soll die „Unabhängigmachung der

sowjetischen Eisen- und Stählindustrie vom Import"
beraten; „sozialistische Wettbewerbe" der Maschinenbau¬

fabriken, die Ausrüstungen für die sowjetische Eisen- und

Stahlindustrie liefern, sollen diese Importunabhängigkeit
erreichen helfen. Daß alle industriellwirtschaftlichen Plan¬

aufstellungen für 1932 gleichfalls auf eine allgemeine Er¬

setzung des' Imports durch eigene Produktionen hinaus¬

laufen, braucht nach den skizzierten Maßnahmen nicht erst

im einzelnen dargelegt zu werden.

Produktionspläne und -maßnahmen für 1932 erweiset)
eindeutig, von welcher Seite her der Sowjetstaat in die

allgemeine Weltwirtschaftskrise einbezogen worden ist.

Was Monate hindurch Sowjetpolitiker aus revolutions¬

propagandistischen Gründen zu leugnen versuchten, das

zeigt sich nun an diesen Planaufstellungeh und Maßnahmen
einwandfrei: daß sich auch die Sowjetvolkswirtschaft nicht

weltwirtschafüichen Kriseneinflüssen entziehen kann! So

wenig es aber gelingen wird, die Unabhängigkeit von der

ausländischen Maschine und sonstigem industriellen Ein¬

fuhrprodukt in diesem einen Jahr zu erreichen, so sehr

wird der Sowjetwirtschaftler auf den gegebenen Valuta¬

verhältnissen angepaßte Einfuhrmethoden bedacht sein: das

Streben zu einem Austausch- und Verrechnungsverkehr
weist deutlich den Weg, der nicht mir nach sowjetrussischer
Meinung aus dieser Kalamität herausführen könnte. Daß

ein Weg zur Aufrechterhaltung "der deutsch-sowjetru^si-
schen Wirtschaftsbeziehungen unbedingt gefunden werden

muß, ist für alle diejenigen selbstverständlich, die die'.Ver¬
bundenheit vieler deutschet Industriezweige und -orte mit

den Sowjetbestellungen kennen. V -'.,

\ ALBERT THOMAS I

Albert Thomas ist tot! Die Nachricht hat die Freunde

des Verstorbenen geradezu erschüttert. .•

Albert Thomas, der Sohn eines Bäckermeisters in einem

Arbeitervororte von Paris, hat sich bereits in jungen Jahren

durch Wissenschaftliche Leistungen ausgezeichnet. Auf der

Hochschule erhielt er, damais "20 Jahre alt, einen Preis für

Geschichte und Philosophie. 3 Jahre später bestand er mit

einer Arbeit „Gedanken über die Sozialreform 1832—1834"

die Prüfung in der Geschichtswissenschaft. Nachdem er

seine Ausbildung an der Universität in Berlin fortgesetzt
hatte, schrieb er ein Buch über die deutsche Gewerkschafts¬

bewegung. Darin bekennt er sich als Sozialdemokrat.

Dieser Ueberzeugung ist er bis zu seinem letzten Atemzuge
treu geblieben.
Vom Jahre 1904 ab wurde er immer bekannter als

Schriftsteller, Gemeindevertreter, Professor, Abgeordneter,
Minister. Er beschäftigte sich besonders mit den Gewerk¬

schaften und ihren Problemen, wie dem Aufstieg der Ar¬

beiterklasse überhaupt. Dem ist wohl auch im Jahre 1919

seine Wahl zum Hauptleiter des überstaatlichen Arbeits¬

amtes in Genf zu verdanken.
'

.

Die Gewerkschaften hatten in die „Friedensverträge"
auch Bestimmungen über den überstaatlichen Arbeits¬

verband beim Völkerbund hineingebracht. Der Arbeits¬

verband soll die Arbeitsbedingungen für die Arbeiter und

Angestellten der ganzen Welt den Grundsätzen „sozialer
Gerechtigkeit" anpassen. Die Vertretungen der einzelnen

Staaten — 2 Regierungsvertreter und je 1 Vertreter der

Arbeitgeber und der Arbeiter oder Angestellten —

treten mindestens einmal jährlich zusammen, um die not¬

wendigen Maßnahmen zu beschließen. Das überstaatliche

Arbeitsamt sorgt für die Vorbereitung der Beratungen und

für die Durchführung der Beschlüsse.

Dies waren zunächst nur schöne Worte auf dem Papier.
Werden ihnen die entsprechenden Taten folgen trotz der

Gegensätze zwischen den Unternehmern und den Arbeitern

oder Angestellten und zwischen den Staaten?

Albert Thomas war als Hauptleiter des Arbeitsamtes der

rechte Mann am rechten Platz. Er verband eine fast un¬

begrenzte Arbeitskraft mit außergewöhnlichen Fähigkeiten,
eine hinreißende Beredsamkeit mit strenger Sachlichkeit,
eine Fülle neuer Anregungen mit zäher Ausdauer, eine nie

getrübte Zielklarheit mit Verständnis für die Bedenken

anderer, einen unerschütterlichen Bekennermut mit dem

liebenswürdigsten Entgegenkommen jedem guten Willen.

Vor allem aber war er so sehr von der unbedingten Not¬

wendigkeit einer wirksamen Arbeiterschutzgesetzgebung
überzeugt, wie es nur bei einer gründlichen Sachkenntnis
und bei vollem Vertrauen zu der Arbeiterschaft möglich
ist. Dadurch gelang es ihm, die^-Gegensätze so weit aus¬

zugleichen, daß das Internationale Arbeitsamt eine bedeu¬

tungsvolle Wirksamkeit entfalten konnte.'

Auch für die Angestelltenbewegung hat Albert Thomas
stets das größte Interesse bezeigt. An dem 3 AfA-Gewerk¬

schaftskongreß in Hamburg hat er nicht nur als Vertreter

des IAA teilgenommen, sondern er hat die Untersuchungen
des AfA-Bundes und die dort gehaltenen Referate be¬

reichert durch seinen Vortrag über die Stellung der An¬

gestellten in der organisierten Industrie der Nachkriegszeit.
Sein Arbeitsamt hat durch eine lange Reihe wertvoller Ver¬

öffentlichungen und Auskünfte wesentlich zui Klärung der

Arbeiterschutzfragen beigetragen. Die überstaatlichen

Tagungen, ihre Verhandlungen und Beschlüsse haben d'.e

Arbeiterschutzgesetzgebung in vielen Staaten gefördert.
Sogar in dem letzten so ungünstigen Jahre hat das IAA

manche Verbesserung angeregt, namentlich aber die Ver¬

schlechterungen in gewissen Grenzen gehalten.
Freilich war sich Albert Thomas auch bewußt, wieviel

noch zu tun ist. Im letzten Jahre setzte er seine ganze
Kraft für eine Verständigung der Staaten ein, um einheit¬

lich mit gemeinsamen Mitteln vielen Arbeitslosen von

neuem einen Verdienst zu ermöglichen, ja vielleicht die

Wirtschaft wieder zu beleben: „Ich wanderte von einer

Hauptstadt zur anderen, von -einer einflußreichen Regie¬
rung zur anderen, zu unseren Freunden vom Völkerbund
und hierauf von Ausschuß zu Ausschuß, von Unterausschuß

zu Unterausschuß, von einer Ratssitzung zur anderen." So

schildert er selbst in seiner ietzten großen Rede am

30. April d. J. auf der diesjährigen Internationalen Arbeits¬

konferenz seine Bemühungen. Diese wohlüberlegte Un¬

ermüdlichkeit kennzeichnet seine ganze Tätigkeit, die er

13 Jahre hindurch an der Spitze des Arbeitsamtes ausübte.

Trauernd stehen wir jetzt an seinem Grabe. Aber wir

sind auch mit Dank erfüllt für den großen lieben Menschen
und für sein großes Lebenswerk. Gustav Hoch.
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Die gemeinsame Abrüstungstagung des IGB und der SAI

Am 22. und .23. Mai tagte in Zürich eine gemeinsame, be¬

reits 'im Jahre 1931 in Aussicht genommene Konferenz des

IGB und der SAI, um zur Frage der Abrüstung Stellung zu

nehmen. Dieser Zeitpunkt war deshalb gewählt, um der

kommenden Abrüstungskonferenz in Genf nachdrücklichst

die Auffassung der Arbeiter- und Angestelltenorganisatio¬
nen der Welt bekanntzugeben. Es war selbstverständlich,
daß sich die Konferenz im Hinblick auf die drohende

Kriegsgefahr im Fernen Osten auch mit dieser Frage be¬

schäftigte. Für den AfA-Bund nahm an der Konferenz Kol¬

lege Äufhäuser teil.

Das Ergebnis der umfassenden Aussprache wurde in Ent¬

schließungen festgelegt. Wir veröffentlichen nachstehend

die wichtigsten Entschließungen im Wortlaut. Sie geben
nicht nur die Auffassung der beiden Internationalen und

damit der Millionen ihrer Anhänger wieder, sondern sie

lassen klar und eindeutig erkennen, daß die verantwort¬

lichen Organe der internationalen Arbeitnehmerbewegung,
dafi die- Massen der Arbeiter und Angestellten jedem kriege¬
rischen' Unternehmen und allen Vorbereitungen dazu energi¬
schen Widerstand entgegensetzen werden. .

Entschließung über den Stand der Arbeiten der All¬

gemeinen Abrüstungskonferenz in Genf und die Lage im

Fernen Osten.

Die Gemeinsame Abrüstungskonferenz der SAI und des

IGB hat die Arbeitsmethode und die Probleme der Ab¬

rüstungskonferenz des Völkerbundes eingehend geprüft. Sie

stellt besonders fest, daß der Langsame Fortschritt

der Beratungen, der sowohl dem Fehlen einer poli¬
tischen Verständigung zwischen den Re¬

gie r u h gen als auch dem offenkundigen Willen

einiger von ihnen zuzuschreiben ist, die

Völker aufs tiefste enttäuscht.

Die Konferenz bestätigt die vom Wiener Kongreß der

SAI im Einvernehmen mit dem IGB formulierten Forde¬

rungen und erklärt zu den Problemen, die gegenwärtig in

Genf zur Beratung stehen, folgendes:
1. Das Verbot der Offensivwaffen wäre ein erster Schritt

auf dem Wege zur Gleichheit der Rechte und Pflichten aller

Staaten, auf die allein das System der Abrüstung stabil und

endgültig begründet werden kann. Dieses Verbot muß Ab¬

schaffung der Luftflotten, der großen Kanonen und Tanks,
der Kriegsschiffe von mehr als 10 000 Tonnen, der Flug¬
zeugmutterschiffe und Unterseeboote und aller Vorberei¬

tungen für den chemischen und bakteriologischen Krieg um¬
fassen.

2. Notwendige Ergänzungen dieser Maßnahmen sind

einerseits die InteTnationalisierung der zivi¬

len Fl ug's chi f f a h r t und die strengste Kontrolle ihrer

Bautätigkeit, andererseits die Beschränkung der Rüstungs¬

ausgaben.
3. Für alle anderen Rüstungskategorien muß die erste Ab¬

rüstungsetappe eine durchgreifende Herabsetzung vorsehen.

4. Die Abrüstung erfordert notwendigerweise die strengste
internationale Kontrolle. Ohne sie wäre die Verletzung der

Vertragsverpflichtungen, vor allem in den Ländern ohne

Demokratie, unausweichlich, was eine ständige Gefahr inter¬

nationaler Reibungen bedeuten würde.

Die Konferenz stellt fest, daß die Großmächte im Falle

eines Krieges im Fernen Osten von den bereits bestehenden

Möglichkeiten, den Frieden und die Beobachtung der inter¬

nationalen Verträge zu sichern, nicht Gebrauch gemacht
haben. Sie haben dadurch die Idee einer vertraglich garan¬

tierten Sicherheit aufs schwerste kompromittiert. Solange

die Großmächte Japan nicht hindern, seinen Raubzug in

China fortzusetzen, und von den bereits bestehenden Mög¬
lichkeiten nicht Gebrauch machen, es zur Beobachtung der

Verträge zu nötigen, haben sie nicht dus Recht, diesen

Mangel an Sicherheit, den sie selbst verschuldet haben, zum

Vorwand zu wählen, um die Abrüstung zu sabotieren.

Je größer die Gefahr einer Sabotage der Abrüstung durch

die interessierten Großmächte wird, um so mehr ist es

Pflicht der Arbeiterklasse und ihrer Presse, mit allem Nach¬

druck die Propaganda des Aiitiknegsgedankens zu steigern.
Die Konferenz fordert daher die Arbeiterorganisationen aller

Art (Parteien, Gewerkschaften Frauen- und Jugendorgani¬
sationen) auf, in allen Ländern mit der Veranstaltung- von

Versammlungen und Demonstrationen fortzufahren, um da¬

durch den stärksten Druck auf die Regierungen auszuüben

und sie zu zwingen, einen Abrüstungsvertrag abzuschließen,

der als erste Etappe auf dem Wege zur vollständigen Ab¬

rüstung die Forderungen der SAI. und des 1GB. erfüllt.

Faschistische und halbfaschistische Regierungen und Ab¬

rüstung

Das Bestehen von faschistischen und hulbfaschistischen

Regierungen bildet eines der wesentlichsten Hindernisse für

die internationale Verständigung der Völker und die wirk¬

same und kontrollierte Abrüstung.
Die Konferenz gibt der Arbeiterklasse die Losung: ständi¬

ger, unermüdlicher und unerbittlicher Kampf für die

Wiederherstellung, die Verteidigung und den Ausbau der

Demokratie.

Wirtschaftliche und politische Faktoren der Abrüstungsfrage

Die Konferenz stellt fest:

Die Wiederherstellung des internationalen Vertrauens,

eine unerläßliche Voraussetzung der Ueberwindung der

Wirtschaftskrise, ist schlechthin unmöglich
1. ohne einverständliche Lösung der Frage der Schulden

von Staat zu Staat,

2. ohne Eindämmung der Exzesse des Protektionismus, die

sich immer mehr steigein,
3. ohne Sicherung des Friedens im Fernen Osten gegen

den japanischen Imperialismus,
4. ohne Wiederherstellung des Vertrauens zur Stabilität

des Friedens durch einen ernsthaften Schritt zur internatio¬

nalen Abrüstung
Alle diese Fragen stehen im engsten Zusammenhang mit¬

einander. Es wird unmöglich sein, die Frage der Schulden

zu lösen, wenn kein ernsthafter Schritt zur internationalen

Abrüstung geschieht Es wird unmöglich sein, ohne inter¬

nationale Abrüstung den Protektionismus einzudämmen, der

aus den Rüstungen seine Stärke zieht. Es wird unmöglich
sein, ohne entschlossenes Vorgehen gegen die kriegerische
Politik Japans im Fernen Osten den Nationen jenes Gefühl

der Sicherheit zu geben, das die internationale Abrüstung
voraussetzt.

Indem die Konferenz nachdrücklich auf jenen Zustand

sozialer Gärung hinweist, der aus der Weltwirtschaftskrise

hervorgeht; erklärt sie:

Wenn die Herrscher der kapitalistischen Welt sich als un¬

fähig erweisen, die politischen Voraussetzungen zu schaffen,

unter denen die gegenwärtige Krise überwunden, die Kata¬

strophe, die die weit bedroht, abgewendet werden kann,

wird das Proletariat selbst allein die Aufgabe übernehmen

müssen, diese Voraussetzungen zu schaffen Die Konferenz

lenkt die Aufmerksamkeit der Arbeiterklasse der ganzen

Welt auf den Ernst der gegenwärtigen Lage und fordert

sie auf, sich zum Kampf bereit zu halten.

ALFRED FOSSIL, I.VORSITZENDER DER INTERNATIONALEN ARTISTENLOGE, BERLIN

Artisten und Sozialversicherung
Eine wichtige Entscheidung

Seit Jahren kämpft die Internationale Artisten-Loge um

die Unterstellung der Artisten unter die Sozialversicherung.
In unzähligen Artikeln wurde darauf hingewiesen, welch

ungeheuerlicher Rechtswirrwarr in dieser Angelegenheit
besteht. Die Frage, ob der Artist Arbeitnehmer oder selb¬

ständiger Gewerbetreibender ist, wurde von den Spruch¬
senaten auf den verschiedenen Rechtsgebieten auch ver¬

schieden beurteilt. Nach Auffassung der IAL sind die Ver¬

träge, die die Artisten mit den Direktoren abschließen,

Dienstverträge. Das ist vom Reichsfinanzhof anerkannt,

denn die Artisten sind lohnsteuerpllichtig. Die Höhe der

Gage oder die Qualität der Leistung spielt dabei keine

Rolle. Das Reichsarbeitsgericht hat in unzähligen Füllen

entschieden, daß für alle Streitigkeiten aus den Engage-

mentsverträgen der Artisten die Arbeitsgerichte zustandig

sind. Erfreulicherweise ist man nunmehr in allen maß¬

geblichen Kreisen zu der Auffassung- durchgedrungen, daß

es so sehr gar nicht auf den Inhalt des Engagements-
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Vertrages ankommt und dafi die Arbeitnehmereigenschaft
immer dann auch beim Artisten feststeht, wenn das tat"

sächliche Arbeitsverhältnis eine wirtschaftliche und per¬

sönliche Abhängigkeit des Artisten vom Arbeitgeber er¬

kennen laßt.

Laut Gesetz sind die Artisten gegen Unfall berufs¬

genossenschaftlich versichert. Sie gelten nach § 545 der

Reichsversicherungsordnung als Angestellte. Das Reichs¬

gericht hat in dem bekannten Prozeß des gewiß prominen¬

ten Artisten Sylvester Schärfer erklärt, daß der Artist Syl¬
vester Schäffer Gewerbegehilfe ist. Das Reichsgericht hat

auch ausgesprochen, daß eine Unterscheidung zwischen ge¬

wöhnlichen Artisten und solchen von besonderer Begabung,
Prominenten, dem Gesetz fremd ist.

Das Reichsversicherungsamt dagegen hat

im Jahre 1924 gesagt, dafi Artisten nicht

versicherungspflichtig sind, da" ihre Ver¬

träge sowohl die Merkmale eines Dienst¬

ais auch eines Werkvertrages aufzeigen, sie

sind selbständige Gewerbetreibende.

Nunmehr ist eine Wendung eingetreten. Daß Truppen¬
mitglieder versicherungspflichtig sind, war schon immer

entschieden. Die Frage blieb offen, wer in versicherungs¬
rechtlicher Hinsicht als Arbeitgeber der Truppenmitglieder
anzusehen ist. Ist es der jeweilige Lokalinhaber, Variete-

direktor, Kabarettbesitzer, bei dem die Truppe engagiert
ist, oder ist es der Truppenchef oder Truppenleiter? —

Das Reichsversicherungsamt hat auf mein

Betreiben nach zweijähriger Prozeßfüh¬

rung am 16. März 1932 unter dem Aktenzei¬

chen R.V.A. TJJ. A.V. 53/31 B. entschieden, daß

als Arbeitgeber der Truppenmitglieder in

versicherungsrechtlicher Hinsicht der

einzelne Inhaber des Lokals, in dem die

Truppe jeweils auftritt, anzusehen ist.

Aus den Entscheidungen ist folgendes zu erwähnen:

„Da die Tänzerin D. nicht selbständig und in einer

eigenen, im wesentlichen nur von ihr bestrittenen Schau¬

nummer auftrat, sondern im Rahmen einer Tanztruppe mit¬

wirkte und ihr Auftreten nur ein Teil der Gesamtdarbietun¬

gen der Truppe bildete, wobei sie sich den ihr erteilten

Weisungen über ihre Mitwirkung sowohl bezüglich der Zeit

des Auftretens, wie auch hinsichtlich der Dauer und Art

der Vorführung fügen mußte, da sie ferner eine von vorn¬

herein feststehende Gage für das einzelne Auftreten bezog
und diese ohne Rücksicht auf den Besuch des Lokales er¬

hielt, war sie persönlich und wirtschaftlich abhängig. Sie

war nicht Unternehmerin, auch nicht etwa'Mitunternehmerin

mit den übrigen Mitgliedern der Truppe, denn sie trug
weder allein noch mit diesen das wirtschafüiche Wagnis."
— Aus diesen Sätzen der Begründung ist aber noch etwas

anderes Wichtiges zu folgern: Alles das, was hin¬

sichtlich der persönlichen und wirtschaft¬

lichen Abhängigkeit hier.über das Trup-

penm-itglied gesagt wurde, trifft im sollen
Umfange auch für die Artisten zu, die allein
oder zu zweit öder zudrittim Partner¬
schaft sVerhältnis auftreten und vom Un¬
ternehmer engagiert sind

Das Reichsversicherungamt erklärt, dafi es allerdings
Fälle gäbe, in denen Artisten nicht Angestellte, sondern

selbständig sind und der Versicherungspflicht nicht unter¬

liegen. Das ist niemals seitens der IAL bestritten worden.

Wenn z. B. ein Zauberkünstler sich einen Saal mietet «nd

eigene Abende veranstaltet, oder wenn sich mehrere Arti¬

sten zu einem Programm oder einem Kollektiv zusammen¬

finden und mit diesem in gepachteten Räumen auf eigenes
Risiko Vorstellungen veranstalten, so sind diese Artisten

selbständig. Daß diese nicht versicherungspflichtig sind

oder sein sollen, hat die Loge niemals bestritten. — Das

Reichsversicherungsamt macht besonders darauf aufmerk¬

sam, dafi sie aus dem je nach dem stärkeren oder schwä¬

cheren Besuch der Vorstellungen wechselnden Einnahmen

ausschließlich dem Lokalinhaber zufließen. „Dessen allge¬
meinen und besonderen Anordnungen über Ort, Zeit und

Dauer der Vorführungen hat sich die ganze Truppe zu

fügen, wenn auch der Lokalinhaber sich zur Durchführung
seiner Anordnungen in erster Linie an den Truppenchef
hält. Dem Lokalinhaber steht aber im Ergebnis die tat¬

sächliche Verfügungsgewalt über das einzelne Truppen¬
mitglied zu. Er allein war also der Unternehmer und damit

der Arbeitgeber der Truppenmitglieder. Der Truppenchef
war nur Mittelsperson. Es liegt also hier .ein Fall des,

mittelbaren Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnisses vor,

ähnlich dem der Mitglieder einer Musikkapelle in einem

Cafe."

Das Reichsversicherungsamt kommt damit zu der grund¬
sätzlichen Entscheidung, daß Arbeitgeber der Truppenmit-

flieder die jeweiligen Lokalinhaber sind, bei denen die

ruppe engagiert ist. Die Lokalinhaber haben daher auch
den auf den Arbeitgeber entfallenden Anteil an den. Ver¬

sicherungsbeiträgen zu bezahlen.

Gefolgert werden muß nun aus dieser Entscheidung, dafi

alles das, was bezüglich der Versicherungspflicht oder der

Begründung für diese über die Truppenmitglieder und ihre

Stellung zum Lokalinhaber gesagt worden ist, auch auf. die

Einzelartisten durchaus zutrifft. Die hindernde und

unverständliche Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamtes aus dem Jahre 1924 ist

erschüttert. Ich führe gegenwärtig noch einen Kampf,
um zu erreichen, dafi die Sozialversicherung für alle Arti¬

sten durch eine grundsätzliche Entscheidung sichergestellt
wird.

Mit Unterstützung des AfA-Bundes wird hoffentlich bald

auch erreicht, dafi durch den Gesetzgeber unmißverständ¬

lich gesagt wird: Personen, die zur Vor- oder Aufführung
einer artistischen Darbietung vertraglich für kürzere oder

längere Zeiträume vertraglich verpflichtet sind, sind An¬

gestellte.

Freigewerkschaftliche Angestelltenpresse im Rundfunk

Der Mitteldeutsche Rundfunk hat voi kurzem in seiner

Vortragsreihe „Blick in Zeitschriften", in einem Vortrag
des Herrn Dr. Fritz Heller, Leipzig, die Gewerkschaftszeit¬

schriften besprechen lassen. Dabei ist auch die freigewerk¬
schaftliche Angestelltenpresse behandelt worden. Wir

bringen nachstehend diesen Abschnitt der Rundfunkrede

den Lesern unserer AfA-Bundeszeitung zur Kenntnis:

„Zuerst sei das Organ des AfA- Bundesvorstandes, die

„ÄfA-Bundeszcitung" erwähnt. Sie erhält ihr Gepräge durch

die Tatsache, daß der.Vorsitzende des AfA-Bundes, der

Reichstagsabgeordnete Aufhäuser, zu den führenden

Sozialpolitikern Deutschlands gehört, und das alles, was er

in Gemeinschaft mit seiner Organisation auf dem Gebiete

der Sozialpolitik im allgemeinen, der Sozialversicherung im

besonderen durchsetzt, seinen Niederschlag findet in der

AfA-Zeitung. Will man sich über die Entwicklung dieser

Sachgebiete informieren, will man vor allem darüber in¬

formiert sein, welche sachlich hochwertige Vorarbeit und

Vorbereitungsarbeit zur Beeinflussung der gesetzgebenden
Körperschaften geleistet werden, nehme man diese Zeit¬

schrift zur Hand!

Erwähnung verdienen aber in diesem Zusammenhang

auch die wirischaftspolilischen Blätter des AfA-Bundes,
„Weg der Wirtschaft". Sie haben die Aufgabe, die für die

AfA-Funktionäre wichtigsten wirtschaftlichen Tatsachen .
in

wenigen Angaben, in wenigen Zahlen, in wenigen Wirt-

schnftskurven so anschaulich und so präzise darzustellen,
dafi sie in das Bewußtsein des Lesers eingehen und von ihm

im Alltag gewerkschaftlicher Agitation jederzeit benützt

werden können.

Jetzt zu den Zeitschriften der demAfA-Bunde angehören¬
den Verbände: An erster Stelle seien die Organe des Zen¬

tralverbandes der Angestellten genannt. Von den neun

Zeitschriften des ZdA. erwähnen wir als besonders wich¬

tig zwei. Erstens den „Freien Angestellten", er gehört zu

den besten gewerkschaftlichen Zeitschriften überhaupt. Er

verbindet nämlich eine glänzende und psychologisch wohl¬

überlegte äußere Aufmachung und Anordnung des Stoffes

mit einer außerordentlichen Volkstümlichkeit und einer in¬

haltlichen Vielseitigkeit und Gründlichkeit, die sich sehen,

lassen kann. Der Zentralverband der Angestellten kann,

auf dieses Organ stolz seinl Dann sei an die Zeitschrift.

„Wirtschaft und Wissen" erinnert, die mehr bildungs»
gemäfien-papulären Charakter besitzt und gleicherweise
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einer allgemeinen Information über die verschiedensten

Wissensgebiete,, wie einer berufskundlichen Fortbildung
dient. Ihr Niveau ist anerkennenswert hoch.

Von den weiteren Zeitschriften des AfA-Bundes erwähnen

wii noch die Deutsche Werkmeisterzeitung, die außer¬

ordentlich lesenswert ist. Der Deutsche Werkmeisterverband

gibt ferner eine Reihe von beachtlichen Fachorganen auf

berufskundlichem, wirtschafts- und sozialpolitischem Ge¬

biet heraus, die die Vielseitigkeit publizistischer Arbeit

dieser Organisation beweist. Ferner ist von Wichtigkeit
das Dutzend Zeitschriften des Bundes der technischen An¬

gestellten und Beamten, kurz Butab genannt. Neben dem

Hauptorgan, der Deutschen Techniker-Zeitung, erscheinen

eine Reihe für die Mitgliedschaft des Butab sehr wert¬

voller Fachorgahe, die die beachtliche Bildungsarbeit, die

vom Butab geleistet wird, deutlich erkennen lassen. Schließ¬

lich wollen wir noch die Zeitschrift des Allgemeinen Ver¬

bandes der Deutschen Bankangestellten erwähnen, die nicht

nur zu den sozialpolitischen Problemen der Bankange¬
stelltenschaft, sondern auch zu den allgemeinen Fragen des

Bankwesens Stellung "nimmt."
Wir freuen uns, hier einmal von neutraler Seite ein Wort

der Anerkennung unserer Arbeit auf dem Gebiet der Presse

zu vernehmen.

*STATISTIK DER ERWERBSLOSIGKEIT STATIST1K DER TARIFBEWEGÜNGEN

I. Industrie und Handel:

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA) .

b) Bankangestellte . . .

c) Technische Angestellte (Butab) . .

d) Werkmeister ....

eV Poliere, Schachtmeister im Baugew.
f) Werkmeister der Schuhindustrie

IL Behörden (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung):

a) Büroangestellte (ZdA*
b) Technische Angestellte (Butab) . ¦,

Index der Erwerbslosigkeit

l Industrie und Handel:

a) Kaufmännische Angestellte (ZdA)

b) Technische Angestellte (Butab) .

c) Poliere, Schachtmeister im Baugew.
d) Werkmeister der Schuhindustrie .

Gewogener Durchschnitt

Stand am

Monats

April 1932

.etzten des
in v. H.

Märe 1932

16,1
12,2
36,4
22,0
66,1
21,9

14,8
11,6
33,0

. 20,3
54,5
20,6

8.4
22,0

7.9
19,9

Beredimingsbasis 1937/28

.April »32 März 1932

410

607

458

321

384

575

405

313

465

II. Behörden (einschließlich Anstalten

der Sozialversicherung):

a) Büroangestellte (ZdA) 278

b) Technische Angestellte (Butab) . . 1176

Gewogener Durchschnitt: 353

434

266

1106

330

I. Kündigung und Abschluß von Mantelverträgen1)

1932

Januar*). '. ,

Februar . .

März

April
1.—15. Mai

Gekündigte Mantelverträge

Anzahl

24

17

293)
93»)

2.^)

für

Betriebe

6 888

15940

2 946

11198

2 670

für

Angestellte

33769

74 469

21718

69 671

13 887

Erneuerte bzw. verlängerte
Manti'iverträgt-2)

An7Lihl
I lür

[ Betriebe
lür

Angestellte

36»)

21

32

7 908

6 322

3 634

41202

54 675

13 213

It. Kündigung und Abschluß von Gehaltsabkommen1)

1932

Janaar*). . .

Februar . . .

März

April
1—15. Mai .

Gekündigte Gehaltsabkommen

Anzahl

22

15

29-')

1933)
SP)

für

Beiriebe Angestellte

733

2 881

2 946

11182

9 459

lür

6Ü80

8 922

21718

68 443

53 424

Erneuerte bzw. verlängert!-
GehalisabkomiDen'2»

Anzahl

965)

}"
33

lür

Betriebe

26 797

989

1560

Angestellte

155967

79 093

63 888

M Die Tabellen sind aufgestellt nach Eingang der Meldungen bei der

AfA-HauptgeschäFtsstelle. Die in den letzten Tagen eines Monats aus¬

gesprochenen Kündigungen erscheinen dadurch bereits in der Rubrik

des nächsten Monats.
• s) Ein Teil der Abkommen wurde ohne vorausgegangene Kündigung

verlängert bzw. prneuert.

8J Verhandlungen über Neuabsihiuß sdiweben größtenteils noch.

4) Eine grolle Zahl von Verträgen wurde noch im Dezember ge¬

kündigt.
5) Hierbei sind die Abkommen, die auf Grund der Notverordnung

vom 8. Dezember 1931 abgeschlossen wurden, nicht mit eingerednu-i.

Aü SD ER GEWE R K S C H Ä FT S ß EWE G U N G

25 Jahre Gewerkschaftsbank

Am 28. April konnte die Deutsche Werkmeister-Sparbank
auf ein Bestehen von 25 Jahren zurückblicken. Dieser Um¬

stand verdient allgemeine Beachtung, weil mit dem 28. April
1907- «ine ganz wichtige Bewegung eingeleitet worden ist.

Gewiß bestünden schon lange vorher Bestrebungen auf

Spareinrichtungen bei Arbeitnehmerverbänden. Im Deut¬

schen Werkmeisterverbande gehen sie bis 1885 zurück. Aber

1907 wurden sie zum ersten Male in wirklich bedeutendem

Umfange verwirklicht Und, was noch wichtiger ist, die

Sparkasse war gar nicht der eigentliche Zweck der Spar¬
bank, sondern nur ein Nebenzweck, der zunächst die neue

Einrichtung tragen und ertragreich machen sollte.

Den äußeren Anlaß zur Gründung gab die Tatsache, daß

der Deutsche Werkmeisterverband aus hypothekarischen Be¬

leihungen für seine Unterstützungskassen in Zwangsver¬

steigerungen Häuser übernehmen mußte, und daß er ein

Verbandshaus bauen wollte. Da er keine Rechtspersönlich¬
keit besaß und um der Bewegungsfreiheit willen sich nicht

eintragen lassen wollte, so brauchte er einen unbedingt unter

seiner Herrschaft stehenden Treuhänder, der für ihn die

Vermögensstücke verwaltete. Ich hatte kurz vorher die Ge¬

schäftsführung des Verbandes übernommen und schuf die

Einrichtung in der Form einer kleinen Aktiengesellschaft,
deren Aktienkapital vollständig im Besitze des Verbandes

ist und deren Vorstand und Äufsichtsrat sich nur aus Beauf¬

tragten des Verbandes zusammensetzt. Diese Form hat sich

ab einfach und billig bewährt, sie besteht noch unverändert,

ist aber auffallenderweise nicht nachgeahmt worden. Die un¬

bedingte Sicherheit war dadurch gegeben, daß der Verband

sich, mit seinem gesamten Vermögen für die Verbindlich¬

keiten der Sparbank einsetzte.

Der Zweck war ein dreifacher: Vermögensverwaltung für

den Verband (Bürohaus, Hypotheken, Buchhandlung usw.);

Sparkasse für die Mitglieder; Gewerkschaftsbank. Praktische

Bedeutung haben nur die ersten zwei gewonnen. Der Erfolg

der Sparkasse war überraschend. Schon nach einem Jahre

überstiegen die Einlagen 2 Millionen, bei Kriegsausbruch
beinahe 6 Millionen und bis zur Inflation noch etwas mehr.

Nachdem die geschwundenen Einlagen mit 25 v. H., also

doppelt so hoch wie bei öffentlichen Sparkassen, aufgewertet

waren, stieg das Vertrauen rasch wieder, und Ende 1931

waren 7756 Sparer mit reichlich 10 Millionen Einlagen vor¬

handen. An Reingewinn konnten vor dem Kriege jährlich
20 OCX)—40 000 RM. den Unterstützungskassen des Verbandes

zugeführt werden. In den letzten Jahren waren die Gewinne

wesentlich höher und stiegen bis zu 120 000 RM. im Jahre

1929. Dabei ist die Verzinsung höher als bei den Banken

und öffentlichen Sparkassen, und die Anlage der Spargelder

erfolgt mündelsicher (ganz überwiegend in ersten Hypo¬

theken). Diese günstige Politik und die niedrigen Verwal¬

tungskosten sind nur durch die enge Verbindung mit dem

Werkmeisterverbande möglich.
Mein Plan ging schon 1907 über diese Sparkasse hinaus.

Ich zielte auf eine Zusammenfassung der Kapitalskraft aller

Gewerkschaften und ihrer Mitglieder, um sie nicht nur spar¬

kassenmäßig zu verwerten, sondern auch bankmäßig, d. h.

die Kapitalsmacht der Millionen von Arbeitnehmern und

ihrer Verbände als Wirtschaftsmacht einzusetzen. Dieses

Ziel ist nach meinem Ausscheiden aus dem Werkmeisterver¬

bande nicht weiter verfolgt worden und auch von anderer
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Seite erst viel später aufgegriffen. Schon der erste praktische
Schritt, die Erweiterung der Werkmeister-Sparkasse zu einer

Sparkasse der gesamten Angestelltenschaft oder wenigstens
der fieigewerkschaftlichen Verbände, hatte keinen Erfolg,
weil dio anderen Verbände die Sache selbständig nachmach¬

ten. Zuerst der Bund der lechnisch-industriellen Be¬

amten (damals Butib, jetzt Butab genannt), der zwar eine

genossenschaftliche Rechtslorm wählte, im übrigen aber das

bewährte Vorbild sich sehr zunutze machte. Heute haben

die meisten großen Angestelltenverbände, eigene' Sparein"
richtungen und benutzen diese auch zu kapitalistischen
Unter nehmungen.

Vergeblich habe ich in den Jahren 1907—1910 mit den

Führern der freien Albeitergewerkschaften über die Grün¬

dung einer Gewerkschaftsbank für die Millionen von Mit¬

gliedern verhandelt Männer wie Legien und Elm erkannten

sehr wohl die Richtigkeit und Bedeutung meiner Vorschläge.
Aber in der Fülle anderer, dringender Aufgaben schöben sie

diese als verfrüht beiseite. Elm wies vor allem auf den

Mangel an geeigneten Personen für die Leitung hin. Man

hatte damals gerade die Volksversicherung gegründet und

ließ sie absichtlich nicht schnell wachsen, weil man Sorge
für die Verwaltung des Vermögens und Apparates hatte.

Für die Leitung einer Großbank hatte man keine Köpfe;-
denn die führenden Männer waren mit anderen Dingen über¬
lastet, und die Einstellung von „klassenfremden" Fach¬

männern war damals noch nicht möglich. Erst als die Scheu
davor überwunden war, konnte die Arbeiterbank verwirk¬

licht werden. Den Anfang machten bezeichnenderweise die

Christlichen Gewerkschaften, denen die Freien dann bald

folgten.
Die Entwicklung hat mir recht gegeben. Die Gewerk-

schaftsbankeh sind gut durch die schwere Krise gekommen.
Und wenn sie auch noch nicht eine maßgebende Bedeutung
im Wirtschaftsleben erlangen konnten, so bedeuten sie doch

zweifellos eine Stärkung der Arbeitnehmerschaft und ihrer

sozialen Bewegung. Der Keim liegt in der kleinen Aktien¬

gesellschaft, die in Düsseldorf am 28. April 1907 unter dem

Namen „Deutsche Werkmeister-Sparbank A.-G." aus der

Taufe gehoben wurde. Heinz Potthoff.

Geschäftsbericht und Generalversammlung der

Bank der Arbeiter, Angestellten und Beamten AG.

Die 8 ordentliche Generalversammlung der Bank der Ar¬

beiter, Angestellten und Beamten AG. fand am 14. April
1932 statt. Der Generalversammlung wurde der Geschäfts¬
bericht für das Jahr 1931 vorgelegt. Der Vorstand äußert

sich in diesem wie folgt:

„Dank der Politik weitgehender Liquidität, die unser

Institut von allem Anfang an betrieben hat, war die

Mobilisierung ohne Schwierigkeiten möglich, zumal es in

gleicher Zeit gelang, die Außenstände nicht unwesentlich
zu vermindern. Sehr günstig wirkte sich die hohe Liqui¬
dität des Instituts an dem kritischen 13. Juli 1931 aus,
an dem wir ohne jede Einschränkung alle Wünsche der

Einlegerschaft befriedigen konnten. Diese Tatsache sowie
die den Interessen der Kundschaft angepaßte weitherzige
Handhabung der Ueberleitungsvorschriften Li den folgen¬
den Wochen hat wesentlich dazu beigetragen, das Ver¬
trauen der Kundschaft zu unserem Institut nicht nur zu

erhalten, sondern weiter zu stärken. Es war infolgedessen
auch ein vergebliches Bemühen der gewerkschaftsfeind¬
lichen Kreise, in Presseveröffentlichungen und in Ver¬

sammlungen durch Verbreitung falscher Nachrichten Miß¬
trauen gegen die Arbeiterbank zu wecken. Alle diese Be¬

mühungen scheiterten an dem gesunder. Sinn der Kund¬

schaft, die sich durch die eigenen Erfahrungen genügend
Klarheit geschaffen hatte, daß die Arbeiterbank auch in

der Krisenzeit durchaus fest und sicher dasteht. Wir
können feststellen, daß im allgemeinen die Abhebungen
bei dem Institut lediglich auf echtem Geldbedarf, nicht
aber auf Vrrtrauensminderung beruhen."

Die Arbeiterbank hat sich, darüber besteht kein Zweifel,
längst die Achtung aller Sach- und Fachkenner des deut¬
schen Bankwesens erworben. Das Urteil der Fachpresse
über die Arbeit der Bank ist einheitlich. Es wird der Bank

bescheinigt, daß sie vorbildlich gearbeitet hat, daß sie auch
diesmal wieder eine liquide Bilanz vorlegt und daß trotz des
zweiten Krisenjahres ein günstiges Resultat zu verzeichnen
ist. Einleger der Arbeiterbank hatten und haben keinen
Augenblick nötig, sich um die Sicherheit ihrer Gelder

Sorge zu machen.

Selbstverständlich sind in diesem Krisenjahr 1931 auch an

die Arbeiterbank größere Anforderungen gestellt worden.
Die Abhebungen waren größer als die Einzahlungen Die

Gesamteinlagen sind deshalb vpn 180 Millionen Reichsmark
Ende 1930 auf 135 Millionen Reichsmark Ende 1931. zurück¬

gegangen. Auch der Umsatz hat sich nicht in der,Höhe des

vorhergehenden Jahres gehalten. Es beträgt 3,068 Milliar¬
den Reichsmark gegenüber 3,363 Milliarden Reichsmark
im Jahre 1930. Vorbildlich ist die vorsichtige Anlagepolitik
der' Bänkleitung. Der Ueberschuß beträgt in diesem Jalu
583 000 RM. Der tatsächliche Ueberschuß ist selbstverständ¬

lich größer und durchaus vergleichbar mit den Zahlen des

Vorjahres. Die Bank hat aber erhebliche Rückstellungen,
besonders auf Wertpapiere, gemacht. Die Bank verzichtet
diesmal auch auf Auszahlung einer Dividende und benutzt

den ausgewiesenen Gewinn zur inneren Stärkung des In¬

stituts. Sie unterscheidet sich hier erfreulicherweise von

der übrigen Bankwelt. Die Bank wird, das darf nach diesem

Geschäftsbericht erneut festgestellt werden, als ein wich¬

tiger Pfeiler der Arbeiter- und Angestelltenbewegung an¬

gesehen werden müssen.

Die Generalversammlung wählte zum Vorsitzenden des

Aufsichtsrats der Bank wieder Theodor Leipart, zu seinem

Stellvertreter den Kollegen Äufhäuser.

WIRTSCHAFT

Schmiergelder und Steuefmoral

Die Riesenskandalprozesse der letzten Zeit, haben ><ieder
einmal reichlich Gelegenheit gegeben, über das vielge¬
scholtene und verwünschte, aber munter weiterblühende

Schmiergelderunwesen im deutschen Wirtschaftsleben nach¬

zudenken. Schmiergelder sind bekanntlich die Zuwendungen
materieller Natur, die angeboten, meist gefordert, jedenfalls
aber gegeben und genommen werden in der Absicht, da¬

durch den Abschluß eines Geschäftes herbei^uführeri. ,un<!
unliebsame Konkurrenz aus dem Felde zu

- scMegeÄ, TJfn
und Größe der Schmiergelder sind reich an: Variationen-
manchmal tut es schon die Hingabe eines Zigarettenetuis,
eine Rennwette, ein Jagdausflug, ein Pelz für die Frau Ge¬

mahlin, manchmal freilich geht es nicht unter einer-mehr¬

stelligen Ueberweisung auf das Bankkonto des >,gefälligen''
Geschäftsfreundes. Das Leben kennt die absonderlichsten
Relationen zwischen Schmiergeld einerseits und Größe des

Geschäfts bzw. des Charakters der Beteiligten andererseits.

Die abzuschmierenden Personen sind in der Regel JHilfs-
kräfte, denen der entscheidende Einfluß auf den Geschäfts¬
abschluß zukommt. Es brauchen aber nicht immer mehr

oder weniger kleine Angestellte zu sein; auch Vorstands¬

mitglieder und Geschäftsführer von juristischen Personen
und Beamten verschmähen es nicht, ihre Bezüge aus diesen
trüben Quellen zu speisen.

Schmiergelder sind volkswirtschaftlich wertlos, in den

meisten Fällen schädlich, weil sie die Erzeugung unnötig
verteuern. Von irgendwem muß ja das Schmiergeld ge¬

tragen werden. Entweder sind es die Löhne, die zum Aus¬

gleich des Schmiergeldes gedrückt werden, oder es ist der

Geschäftspartner, der in dem um das Schmiergeld erhöhten

Preis meist noch unter Ausschaltung billigerer Angebote
übervorteilt wird und nun seinerseits in der Amortisation
sich an seinem Kunden schadlos hält. Schmiergelder unter¬

binden den gesunden Wettbewerb. Sie überlisten die Ge¬
setze der Marktwirtschaft. Der Eigennutz tritt in der Form

des Schmiergeldes dem Gemeinsinn besonders schäbig in

den Rücken. Alle treudeutschen Zeitgenossen, die das

„Backschisch" nur aus Karl Mays Schriften als eine klebrige
Einrichtung der Verfallsvölker des Orients kennen, müßten
bis unter die Haarwurzeln erröten, wenn sie Einblick hätten,
in welchem Umfange das Schmiergelderunwesen auch im

Bereiche des „ehrbaren Kaufmannes' heimisch geworden ist.

Die Buch- und Betriebsprüfer im Dienst der Reichsfinanz¬

verwaltung könnten darüber ein Liedchen singen. Und es

scheint, als ob über die Steuerbehörde nunmehr ein neuer

Weg eröffnet würde, auf dem man dem Schmiergelder¬
unwesen wenigstens in etwas zu Leibe rücken kann: Die

Unternehmer, die Schmiergelder auswerfen, scheuen sich

nämlich häufig nicht, in ihren' Steuererklärungen den

Schmiergelderaufwand als Werbuno skosten in Abzug zu

bringen. Da anzunehmen ist, daß die Empfänger der

Schmiergelder diese Einkünfte in ihren Steuererklärungen
verschweigen, entsteht die Frage, ob man die Unternehmer

zwingen kann, auf Verlangen der Finanzämter die Emp-
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fnnger der'Schmiergelder namhaft zu machen. Der 6. Senat

des Reichsfinanzhofes hat in einem Gutachten vom 10. März

1932 — VI D l;32''-f- diese Frage bejaht. Diese Wendung
ist lebhaft zu begrüßen. Das Eingreifen des Finanzamtes

bedeutet eine wirksame Ergänzung des § 12 des Gesetzes

o-egen den unlauteren Wettbewerb. Der Gedanke ist un-

erträglicH'i daß ein Kreis von Personen auf unlautere Weise

Einkünfte erlangt und hoch obendrein in dieser Not¬

zeit des Gemeinwesens und Staatslebens sich seiner Steuer¬

pflicht hinsichtlich des Empfangenen entziehen darf. Das

üeschäflsleben soll sauber werden. Soweit Angestellte den

Lockungen des Schmiergelderunwesens erliegen, muß in

jedem Falle geprüft werden, ob die Ursache ¦ ihres

moralischen Versagens nicht in der verfehlten Gehaltspolitik
ihrer Arbeitgeber begründet ist. Letzten Endes mündet

auch die Betrachtung dieses Zustandes in der Forderung:
schafft bestechungsfeste Gehälter für die Angestellten, und

ihr dient der öffentlichen Reinlichkeit, dem Markte und dem

Fiskus. Gr.

So schaffen die Nazis Arbeit!

Ein Herr Werner Daitz, der sich großspurig „Mitglied des

Reichswirtschaftsrats . . . der NSDAP."! nennt, hat in einer

der Nazi-Zeitungen den Versuch gemacht, den „Kunstgriff"
nationalsozialistischer „Kredit-V ö r Schöpfung" klärzulegen,
die, wie er sagt, „im Querschnitt der volkswirtschaft¬

lichen Gesamtproduktion" bleiben muß. Danach gilt es,

durch „organische Kredit neu Schöpfung aus dem Nichts"
eine „Betriebskredit-V o r Schöpfung zirkulierender Kauf-

kiaft'' zu schaflen, die „selbsttätige Fortpflan¬
zung" der Arbeitsbeschaffung garantieren soll, wenn nur

die „I n 11 i a 1 z ü n d u n g" durch ein „festes Verhält-

h i s" zwischen lang- und kurzfristigen Krediten die „Lawine
(Einschaltung: der Inflation) ins Rollen" bringen könne. Nach

der nationalsozialistischen „Geldtheorie" sei das für jeden
„Sachverständigen" ohne weiteres einleuchtend.

Für uns „Laien" ist das: die obslruse Technik

von „Hitlers K r e d i.t - G e s t ü t" I

Nazi-Kandidat durchgefallen — bei den Wahlen

zur Pensionskasse der Continental-Gummiwerke
in Hannover

Am 26. Mai fand in Hannover eine Versammlung der

Pensionskasse für Angestellte der Continental-Gummiwerke

statt, in der auch die Wahl eines Arbeitnehmers als zweiten

Vorsitzenden erfolgte. Die freigewerkschafilichen Ange¬
stellten schlugen den Vorsitzenden des Ang-estelltenrats vor;

der üeutschnalionale Handlungsgehilfenverband stellte
einen Sonderkandidaten; die Nazi-Angestellten
der Continental-Gummiwerke stellten den

Prokuristen und Arbeitgebervertreter ,
der

zugleich Personalchef ist, auf.

In geheimer Abstimmung erhielten Stimmen:

der heigewerksch&ftliche Angestelltenratsvorsitzende 265

der DHV.-Kandidat . 65

der Nazi-Kandidat 112

Als weiterer Beisitzer wurde gewählt:
ein Freigewerkschaftler mit 270 Stimmen

der DHV.-Gegenkandidat erhielt nur ... 60
„

und der Nazi-Beisitzerkandidat 85
„

Das Wahlergebnis ist ein Zeichen für die Aufgeklärtheit
des größten Teils der Conti-Angestellten. Innerhalb der
Conti betreiben nämlich die Nazis eine sehr wüste Propa¬
ganda, wozu sie sich schließlich auch befugt halten, denn

der oben angeführte Personalchef und Prokurist der Firma

ist offener Nazianhänger und Förderer dieser Bewegung.

SOZIALPOLITIK

Um das Kündigungsschutzgesetz
Di'e .deutschen Unternehmer bemühen sich seit der Ver¬

abschiedung des Kündigungsgesetzes, das gegen ihren Willen

vom Reichstag im Jahre 1926 angenommen wurde und zum

erstenmal auch für Deutschland den Grundsatz ungleicher
Kündigungsfristen zugunsten der Arbeitnehmer, in diesem

Falle der Angestellten, zur Geltung brachte, dieses zu beseiti¬

gen. Was ihnen in den ersten Jahren der Wirksamkeit des

Gesetzes nicht gelungen ist, versuchen sie jetzt unter Aus¬

nutzung der Wirtschaftskrise und der für sie günstigeren poli¬
tischen Lage durchzusetzen. Sie bestürmen mit ihren Eingaben
seit Monaten das Reichsarbeitsministerium uad verlangen die

Beseitigung des Kündigungsschutzgesetzes auf dem Wege
der Notverordnung. Ihre Forderung begründen sie in erster

Linie damit, daß in Krisenzeiten dieses Gesetz die Beweg¬
lichkeit in der Personalpolitik, sowohl in bezug auf die Zahl

der Beschäftigten, als auch auf die Aenderungen der

Arbeitsbedingungen behindert. Geiade diese Gründe aber

veranlassen die freien Angestelltengewerkschaften mit aller

Entschiedenheit zum Ausdruck zu bringen, daß sie sich

gegen jede Aenderung oder Beseitigung des Gesetzes

energisch zur Wehr setzen weiden. Das Kündigungsschutz¬
gesetz erfüllt besonders in Zeiten großer Arbeitslosigkeit
seine soziale Funktion und hat bis zur Stunde verhindert,
daß die deutschen Unternehmer die Angestellten, die Jahr¬

zehnte in ihren Betrieben tätig gewesen sind, kurzfristig auf

ciie Straße setzen können. Das Kündigungsschutzgesetz hat

sich auch in den Auseinandersetzungen um die Verschlech¬

terung der Arbeitsbedingungen bewährt. Wenn dieses Ge¬

setz einiger Ergänzungen bedarf, so nur in det Richtung
noch verstärkteren Schutzes der Angestellten, die gerade
heute wieder unter der Willkür der „Wirtschaftsführer" be¬

sonders zu leiden haben. Die von uns. seinerzeit geforderte
Einführung des Abkehlgeldes, die im österreichischer Kün¬

digungsschutzgesetz enthalten ist, würde die Betriebs¬

inhaber noch stärker zu der Ueberlegung- zwingen, ob es

vorteilhaft ist, in Zeiten ungünstiger Wirtschaftslage be¬

währte Kräfte abzubauen. Die Haltung der Unternehmer in

der Krise beweist im übrigen, wie notwendig es ist, die von

den freien Angestelltengewerkschaften aufgestellten Forde¬

rungen einer gesetzlichen Regelung von Angebot und Nach¬

frage auf dem Arbeitsmarkt zu verwirklichen. Hierher ge¬
hört in erster Linie der Melde- und Benutzup-rszwang der

öffentlich-rechtlichen Arbeitsnachweise.

Zur Entwicklung der deutschen Arbeiter- und

Angestelltenversicherung im Jahre 1931

Der soeben erschienene Geschäftsbericht des Reichsvei-

sicherungsamts für das Jahr 1931 ermöglicht uns einen vor¬

läufigen Ueberblick über die Entwicklung der deutschen

Arbeiter- und Angestelltenversicherung im Jahre 1931.

In der Unfallversicherung beläuft sich danach

die Zahl der gemeldeten Unfälle auf 963 499 im

Jahre 1931, gegen 1222 081 im Vorjahre; die Zahl der erst¬

malig entschädigten Unfälle auf 133 650 im Jahre 1931,
gegen 16Ö516 im Vorjahre; die Zahl der gemeldeten
Berufskrankheiten aul 9183 im Jahre 1931, gegen 15 006 im

Vorjahre; die Zahl der erstmalig entschädigten Berufs¬

krankheiten auf 2264 im Jahre 1931, gegen 3255 im Vor¬

jahre.
Also durchweg ein beträchtlicher Rückgang. Dement¬

sprechend wird die Zunahme in der Zahl der laufenden

Renten, d. h der in diesem Jahre erstmalig und der be¬

reits früher bewilligten Renten zusammen, geringer ge-

v.-rrden se.a, als in den früheren Jahren. Ob bereits ein

Stillstand odei gai ein Rückgang in der Zahl eingetreten
ist, steht noch nicht fest.

Den Gesamtaufwand der Versicherung schätzt

das Reichsversicherungsamt auf 414,7 Millionen Reichsmark

im Jahre 1931. geffen 429,1 Millionen Reichsmark im Vor¬

jahre.
Det Rückgang- zeigt sich in allen Ausgabegruppen. Der

Betrag der Entschädigungen an die Verunglückten und ihre

Hinterbliebenen ist von 355,8 Millionen Reichsmark im Vor¬

jahre auf 346.8 Millionen zurückgegangen. Der Rückgang
ist hier verhältnismäßig gering.

Auffallend ist, daß auch die Kosten der Unfallver¬

hütung- zurückgegangen sind; und zwar von 9,1 Millio¬

nen Reichsmark im Vorjahre auf 8,3 Millionen. Das ist

ein verhältnismäßig starker Rückgang. Hoffentlich leidet

nicht darunter die Wirkung der Unfallverhütung.

Bezeichnend für die Kassenverhältnisse <±r

Versicherung ist die Beschwerde der Reichspost, d die

Versicherungsträger die Vorschüsse zur Auszah' .g der

Unfallrenten n'cht rechtzeitig leisten. Namep' ^h land¬

wirtschaftliche Berufsgenossenschaften blieben .1 größeren
Betrügen im Rückstande. Die Rückstände etrugen vor-
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übergehend mehr als 12 Millionen Reichsmark. Am Ende

des Jahres 1931 beliefen sie sich noch auf rund 9,5 Mil¬

lionen Reichsmark, ausschließlich zu Lasten landwirt¬

schaftlicher Berufsgenossenschaften.
In der Invaliden v ersieh eT ung zeigt sich bei den

neu bewilligten Renten ebenfulls ein Rückgang, und zwar

auf 423 583 im Jahre 1931, gegen 532 060 im Vorjahre.

Die Zahl der laufenden Renten jedoch ist noch ge¬

stiegen auf 3,54 Millionen im Jahre 1931, gegen 3,52 Mil¬

lionen im Vorjahre.
Auch die Gesamtkosten der Leistungen an die Ver¬

sicherten und ihre Hinterbliebenen sind gestiegen: von

1399 Millionen Reichsmark im Vorjahre auf 1441 Millionen.

Lim so schlimmer ist der große Rückgang in den Bei¬

tragseinnahmen. Diese Einnahmen werden rund

819 Millionen Reichsmark betragen. Sie waren in jedem
Monat des Jahres 1931 bedeutend niedriger als im gleichen

Monat des Vorjahres. Der Gesamtbetrag im Jahre 1931

bleibt um 167 Millionen Reichsmark zurück hinter dem vom

Jahre 1930 und sogar um 273 Millionen Reichsmark hinter

dem vom Jahre 1929

Dazu wird ein Ausfall von Zinsen aus dem angelegten

Vermögen hinzukommen.

Das Geschäftsjahr 1931 ist das erste' Jahr, in dem die

Versicherung nicht mehr mit einem Vermögenszuwachs ab¬

schließt, sondern mit einer Vermögensabnahme.
Wie groß diese sein wird, läßt sich noch nicht ersehen.

Denn die Versicherungsträger konnten ihre Vermögens¬
bestände, die sie zur Deckung der Ausgaben verwenden

mußten, nur unter beträchtlichem Verlust veräußern. —

Noch schwieriger scheint es den Versicherungsträgern in

diesem Jahre gewesen zu sein, den erforderlichen Teil ihres

angelegten Vermögens flüssig zu machen. Erst nach lan¬

gen Verhandlungen konnten sie kürzlich Wertpapiere an

die Reichsversicherungsanstalt für Angestellte verkaufen.

Mit dem Erlös mußten sie die Auslagen erstatten, die die

Reichspost bei der Auszahlung von Renten aus der In¬

validenversicherung hat machen müssen.

Dies beweist, daß die Versicherungsträger bei der Anlage
ihres Vermögens nicht genügend die Verhältnisse berück¬

sichtigt haben, unter denen wir jetzt leiden.

Ueber die Entwicklung der Krankenversicherung
im Jahre 1931 liegen noch nicht die notwendigen Angaben
vor. Der Bericht des Reichsversicherungsamts geht denn

auch darauf nicht ein. Jedoch ergibt sich aus den Mittei¬

lungen vieler Krankenkassen, daß auch hier die ungünsti¬
gen wirtschaftlichen Verhältnisse sich immer mehr bemerk¬

bar machen. Ueberdies hemmt die Herabsetzung der

Kassenbeiträge und der Kassenleistungen, die in den Not¬

verordnungen vorgeschrieben sind, die Krankenversiche¬

rung im allgemeinen.
Ueber die Entwicklung det Angestelltenver¬

sicherung hat die Reichsversicherungsanstalt für An¬

gestellte bereits berichtet. Das Heft 4 dieses Blattes

hat eine eingehende Besprechung des Berichtes gebracht:
Zwar hat die Angestelltenversicherung noch bei weitem

nicht so große Schwierigkeiten, wie die Invalidenversiche¬

rung. Aber auch auf sie wirken die schlechten wirtschaft¬

lichen Verhältnisse ungünstig ein.

Ebenso sind die besonders argen Zustände in der

knappschaftlichen Versicherung bekannt.

Die Arbeitslosenversicherung endlich leidet

am stärksten unter einer großen, lange andauernden Ar¬

beitslosigkeit. Hier gehen mehr als in jedem anderen

Zweige der Arbeiter- und Angestelltenversicherung die

Einnahmen herab, wenn nicht der Beitragssatz erhöht wird,
und die Ausgaben herauf.

Diese Tatsachen bestätigen von neuem, dafi es ganz un¬

berechtigt ist, für die jetzigen Schwierigkeiten der Arbeiter¬

und Angestelltenversicherung ihre angeblich verfehlte

Durchführung verantwortlich zu machen. Selbstverständ¬

lich könnte und müßte die Gesetzgebung manches an der

Durchführung der Versicherung verbessern. Aber gerade
die Kreise, die sich am meisten über die Mängel der Ver¬

sicherung entrüsten, haben stets die notwendigen Verbesse¬

rungen verhindert. Tatsächlich kommt es ihnen im wesent¬

lichen auf die weitere Herabsetzung der Leistungen an die

Versicherten und deren Hinterbliebenen an und auf die da¬

durch „ersparten" Aufwendungen für die Versicherung.
Die Leistungen an den einzelnen Geschädigten sind in

Wahrheit nicht zu hoch, sondern zu gering. Ihre weitere

Kürzung wäre geradezu unverantwortlich.

Nein, hier handelt es sich um die Folgen des wirtschaft¬

lichen Niederganges. Ihn haben die Arbeiter und An¬

gestellten am wenigsten verschuldet. Und doch soll geradi
ihnen der Schaden immer mehr aufgebürdet werden? Nein,

die Pflicht der Gesamtheit ist es, der Arbeiter- und An

gestelltenversicherung die notwendigen Mittel zur Erfül

lung ihrer wichtigen Aufgaben zu sichern.

Gustav Hoch

Antrag zur Sicherung der Leistungen
aus der Sozialversicherung
Der Unterausschuß des Sozialpolitischen Ausschusses des

Reichstages beschäftigte sich vor der Regierungskrise mit

der drohenden Lage in der Sozialversicherung. Er einigte
sich auf den nachstehenden Antrag Nr. 1517, der dem Haup<-
ausschuß und später dem Plenum' vorgelegt werden sollte

Antrag Nr. 1517. Dr. Brauns (Köln), Karsten, Lambach,
Frau Teusch (Köln), Glatzel, Freidel, Wiedemann, Drehei,
Schwarzer (Oberbayern), Schneider (Berlin) und Genossen.
Der Reichstag wolle beschließen:

die Reichsregierung zu ersuchen, die zur Erhaltung de¬

Liquidität der verschiedenen Zweige der Sozialversichr

rung notwendigen Maßnahmen durch die Reichsregierur.ü
unverzüglich zu treffen.

Die Bereitstellung und Sicherung der ordnungsgemäi-
erworbenen Renten für über 3K Millionen Empfängt!
allein aus der Invalidenversicherung, die sonst aus de

öffentlichen Fürsorge ganz oder teilweise unterhalten wer -

den müßten, erfordert mindestens das gleiche Maß de-
Eintretens der Reichsregierung, wie es bei den Maßnahme

für andere Wirtschafts- und Bevölkerungskreise, wie zur

Hilfe für die Banken, die Industrie und die Landwirtschwit.
sichtbar geworden ist.

Berlin, den 10. Mai 1932.

Dr. Brauns (Köln), Karsten, Lambach, Frau Teusch (Köln
Glatzel, Freidel, Wiedemann, Dreher, Schwarzer (Obe'
bayern), Schneider (Berlin), Aufhauser, Brey, Grafimaiu,.

Grotewohl, Karwahne, Müller (Lichtenberg), Riesener
Frau Schroeder (Schleswig-Holstein}, Schumann (Potsdam,!.

Wolkersdörfe'r.

Inzwischen haben die Reaktionäre erreicht, daß selbst die

dringendsten sachlichen Arbeiten unmöglich gemacht sind.

Sie tragen die volle Verantwortung für alle Konsequen/er
die sich jetzt ergeben.

Die wirtschaftlichen Funktionen der Sozial*

Versicherung
Soeben erschien in der Schriftenreihe der Sozialisiischeii

Vereinigung für Wirtschafts- und GescllschaftsforschuiH-
Heft I: ..Die wirtschaftlichen Funktionen der Sozialver¬

sicherung*).
In diesem Buche wird zum erstenmal von sozialistischer

Seite der Versuch unternommen, die Wirkungen der

Sozialversicherung auf den Ablauf des Wirtschaftspro¬
zesses von Grund auf wissenschaftlich zu erforschen

Unter der Piedaktion von Dr. Hilde Oppenheimer und

der Mitarbeit von Dr. Ludwig Preller, Dr. Bruno

Broecker, Dr. Adalbert Halasi. Dr. Jakob Marsdvak, Fritz

Naphtali. Dr. Fritz Croner und Dr. Linst Nölting ist hier

eine wertvolle Gemeinschaftsarbeit geleistet worden. Die

Verfasser haben es sich zur Aufgabe gemacht, klarzu¬

stellen, welchen Einfluß auf die Produktion und Ver¬

teilung die Sozialversicherung ausübt und was die durch

sie bewirkten Umschichtungen für den Ertrag eiiiec

Volksvvirtsdiaft bedeuten. Diese Wirkungen vollziehen

sich teils über die menschliche Arbeitskraft in ihrer

Eigenschaft als Produktionsmittel, teils über den Waren¬

markt Dementsprechend befaßt sich die Untersuchung
mit den Beziehungen der Sozialversicherung zur Arbeits¬

fähigkeit, zum Arbeitsmarkt. zur Verbraudisgestaltung,
zur Kapitalbildung, zu den Produktionskosten. Dabei

gelangt eine Reihe vielumstrittener Probleme zur Er¬

örterung, von denen nur einige angedeutet seien Welche

Rolle spielt die menschliche Arbeitsfähigkeit für' den

modernen Produktionsprozeß? Inwieweit übt die Sozial¬

versicherung eine belastende, inwieweit eine ent¬

lastende VVirkung auf den Arbeitsmarkt ans? Führt die

Sozialversicherung zu einer Uebcrhöhung der Löhne?

In welcher Weise beeinflußt die Sozial versidierung den

*) Berlin 1932. VerlajtSResellscIlaft rles Allgemeinen Deutschen Ge-

werksdialtslinnrles in. b. H.. Berlin S 14. Inselstralie 6a. 134 Seileo.

Ladenpreis 3.60 Mk., Organisatiouspreis 2,80 Mk.
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Ablauf der Konjunktur und Krise? Welche Rolle spielen
die Sndileisiiingen der SpziaiversicheVung im Rahmen

des gesamten Verbrauchs? 'Welches sind die Möglich¬
keiten und Grenzen der kapitalbildenden Funktion der

Sozialversicherung? All diese Fragen werden für sämt¬

liche Zweige der Sozialversicherung untersucht und durdi

reiches Tatsachenmaterial illustriert. Dabei bemühen

sidi die Verfasser immer wieder, Kosten und Nutzen der

Sozialversidierung gegenüberzustellen — freilich in der

klaren Erkenntnis, daß ziffernmäßige Abwägungen hier

nur selten möglich sind und daß man sich im großen und

ganzen damit begnügen muß, die ungefähren Größen¬

ordnungen aufzuzeigen.
Ks ist das besondere Verdienst der Verfasser, daß sje

den Bezirk, innerhalb dessen mit dem Gegner wissen-
sdiaftlidi diskutiert werden kann, sdiarf trennen von

dem Bezirk, in dem die weltansdiaulichen Wertungen
einsetzen. So bietet dieses Werk — offen und bewußt
in seiner sozialistischen Grundhaltung; wissenschaftlich

objektiv in seinen Untersuehungsmethoden, von klarer

Einsidit in die tatsächlichen Zusammenhänge — einen

vorzüglichen Weg, diu Diskussion um die Sozialversiche¬

rung aus dem Kampf um Schlagworte wieder auf das

Niveau zu heben, das der Ernst der Sadie verlangt. Die
Sozialistische Vereinigung für Wirtschafts- und Gesell-

schaftsforsdning hat sich mit dieser ihrer ersten Ver-

öfTentlichiing ein Verdienst um die Sozialwissensuiaft

erworben.

A U S DE W AFA - B U ND

Arbeitsbericht der AtA-Zentraie

für die Zeit vom 26. April bis 25. Mai 1932

Wirtschaftspolitik
Die grundsätzlichen Fragen der künftigen Gestal¬

tung der Agrar-, Finanz- und Handelspoli¬
tik bildeten den Gegenstand besonderer Beratungen mit

dem ADGB.

Die. in den Ortskartellen eifrig weitergeführte Diskus¬

sion über das Wirtschaftsprogramm gab zu

lebhaftem Briefwechsel mit den einzelnen Ortskartellen

Anlaß..

Die Frage der Arbeitsbeschaffung, insbesondere

ihre Finanzierung, und die damit zusammenhangenden
Siedlungsfragen bildeten den Gegenstand weiterer

Verhandlungen.
Die wirtschaftspolitische Abteilung war mit zahlreichen

Einzelfragen, die in der Hauptsache von Betriebsräten und

AfA-Ortskartellen gestellt wurden, wie Zinkzoll, Wag¬
gonindustrie, Z u cke r i nd u s t r i e

,
Werften,

Maschinenausfuhr, Gütertransportmono-
p o l usw. beschäftigt. Die Fülle der Anfragen gab Veran¬

lassung-, noch einmal mit dem wirtschaftspolitischen Aus¬

schuß grundsätzlich zu den Fragen der wirtschaftspolitischen
Sonderwünsche einzelnei Verbandsortsgruppen, Ortskartelle

und Betriebsräte Stellung zu nehmen.

Eine Sitzung beschäftigte sich mit den Fragen der Kon¬

zessionierung der Warenhäuser und der Ein¬

heitspreisgeschäfte.
An der Kuratoriumssitzung der Forschungsstelle für Wirt¬

schaftspolitik nahm Kollege Suhr teil.

Sozialpolitik
Der Sozialpolitische Ausschuß nahm einen Bericht

über die Absichten der Reichsregierung auf

dem Gebiete der gesamten Sozialversicherung

entgegen. Die weitere Entwicklung wird aufmerksam ver¬

folgt.
Der SWP-Ausschufi beschloß, den Angriffen der Unter¬

nehmer gegen das Kündigungsschutzgesetz aufs

entschiedenste entgegenzutreten. In einer diesbezüglichen

Sitzung im Reichsarbeitsministerium haben die AfA-Ver¬

treter bereits in dieser Richtung gewirkt. (S. a. S. 73.)
An mehreren Verhandlungen über die 40-Stunden-

Wo'c h e und Beratungen über den Erlaß einer Verordnung
über die Genehmigung von Mehrarbeit war der AfA-

Bund beteiligt, ebenso an Besprechungen über Arbeits¬

beschaffung und freiwilligen Arbeitsdienst

söwiedie Schulung und Betreuung erwerbs¬

loser Jugendlicher. Die Beratungen werden fort¬

gesetzt.
'

Unsere Vertreter im Vorstand der Reichsanstalt nahmen

an Besprechungen über die Piaxis der Krisen für-

s p r g e und über die Zusammenarbeit der nicht-

gewerblichen Angestelltennachweise teil.

Die .ungeheure Arbeitslosigkeit der Poliere

war Gegenstand einer besonderen Aussprache in der Reichs¬

anstalt.
In einer Sitzung im Reichsversicherungsamt stand der

Entwurf einei Veroidnung über Unfallver¬

hütung in der Unfallversicherung auf Grund der 4. Not¬

verordnung zur Beratung. Der AfA-Bund war hier ebenso

wie auf Besprechungen der gewerkschaftlichen Spitzen¬
organisationen betr. Normal- Unfallver.hütu ngs-

vorsehriften vertreten.

Die Bemühungen des AfA-Bundes betr. Verbilligung
der Urlaub sf .-rhrkarten haben zu einem Erfolg ge¬
führt. Der AfA-Bund ist auch weiterhin gemeinsam mit an¬

derer. Spitzenverbänden tätig, um eine Ausdehnung der

Arbeiterwochenkarten auf die Angestellten
zu erreichen.

Lohnpolitik
Der lohnpolitische Ausschuß beschäftigte sich mit einer

Reihe von Einzelfragen; so der tarifpolitischen Lage der

Metallindustrie Dresden, der Nordwestlichen Gruppe usw.

In gemeinsamer Sitzung mit dem Beigbauausschuß wurde

die Frage der Arbeitszeitverkürzung im Berg¬
bau und ihre lohnpolitische Auswirkung durchgesprochen.
Die wiederholten Mißstände bei der Durchfüh¬

rung von Kurzarbeit szeitabkommen gaben zu

einer Eingabe an das RAM Veranlassung.

Bergbau
Außer dei Stellungnahme zur Tagesordnung der außer¬

ordentlichen Angestellten Hauptversammlung
der Reichsknappschaft. (Weitergeltung der Lei¬

stungskürzungen vom 17. Juli 1931) am 30. Apii! 1932 wurde

beschlossen, die Vertreter des AfA-Bundes mit der energi¬
schen Weiter Verfolgung des Antrages der so¬

zialdemokratischen Reichstagsfraktion
zur Verstaatlichung der Montanindustrie

zu beauftragen.
Der Vertreter des At'A-Bundes im Gaskokssyndikat

wurde in der gleichen Bergbauausschußsitzung wieder¬

gewählt.

Bildungswesen
Am 27. April tagte der Bitdungsausschuß des AfA-Bundes.

Er beschäftigte sich mit dem Lehrplan für die AfA-

Bildungskurse und begutachtete die Satzungsänderun¬

gen der Schule für Volksforschung und Er¬

wachsenenbildung.
Die Vorarbeiten für die Abhaltung von Wochen-

e n d k u r s e n im Herbst 1932 für die Ortskartellfunktio-

näre wurden in Angriff genommen.

Die Bühnenkommission beschäftigte sich mit der Vor¬

bereitung der Kundgebung der gewerkschaft¬
lichen Spitzenorganisationen und der am

Theater interessierten Kulturkörperschaften, die am 8. Mai

im Großen Schauspielhaus in Berlin stattfand und einen ein¬

drucksvollen Verlauf nahm.

Reich, Staat und Gemeinde

Der AfA-Behördenausschuß richtete u. a. angesichts der

schon durch die Notverordnungen eingetretenen übermäßi¬

gen Minderung der Einkommen der Behördenangestellten

gegen eine weitere Btlastung eine dringende
Eingabe an den Reichskanzler und den Reichsfinfitiz-

minister. Darin wurde betont, daß eine weitere unerträg¬

liche Belasmniv für die Behördenangestellten um so unge¬

rechter empfunden werden würde, als zum gleichen Zeit¬

punkt eine steuerliche Entlastung- für Besitz und Vermögen

eingetreten ist.

Vorstand

Der AfA-Bundesvorstand hielt seine Sitzung am 3. Mai ab

und erörterte gewerkschafts politische Gegen¬

wartsfragen.
Mehrere Sitzungen des ADGB-Vorstandes und der

Reichskamp fleitung der Eisernen Front

waren durch den AfA-Bund beschickt.

'

-
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An der gemeinsamen Konferenz des JGB und

der Sozialistischen A r bei t er-I nt er n a t-'i ol-

n a 1 e in Zürich nahm Kollege Aufhäuser teil. (S. a. S. 69.)
Die Tagung des Verbandes Ostdeutscher Kon¬

sumvereine nahm Kollege Stähr für den AfA-Bund

wahr. \

Auf der außerordentlichen Tagung der

Deutschen Gesellschaft für Gewerbe¬

hygiene vertrat Kollege Friedel den Standpunkt der

freien Gewerkschaften

Der Vorstand des Arbeitsgerichtsverbandes
tagte am 28. April. Ein AfA-Vertreter war beteiligt.
Kollege Suhr sprach über Arbeitsbeschaffung

und Wirtschaftspolitik im AfA-Ortskartell B r e s -

1 a u und in einei allgemeinen Betriebsräteversammlung- in

Chemnitz, Koll Friedel refei ierte im AfA-Ortskartell

Oranienburg über das Wirtschaf tsprogramm
des AfA-Bundes. In einer Bildurtgsveranstaltung des

AfA-Ortskartells Leipzig hielt Kollege Göring ein Referat

übei Gegenwartsfragen der Angestellten¬
bewegung.
Der Bezirkstagung der RfA in Berlin wohnte Kol¬

lege Göring bei.

Auf dem Informationsabend des ADGB»

-Pressefachausschusses und der Redakteur.-

konferenz des ADGB am 24. und 25. Mai war der

AfA-Bund vertreten.

EINGEGANGENE BÜCHER

„Die Grundlagen der wertschaifenden Arbeitslosenfürsorge." Von Rud.
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,.Arbeitslosigkeit und öffentliche Arbeiten", Studien und Berichte des

Internationalen Arbeitsamts, Genf. Preis 5 schw. Franken.

„Invaliden-, Alters- und Hinterbliebenen-Versicherung.-' Internationales

Arbeitsamt.
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„Das Attentat auf den deutschen Botschafter in Moskau." Von J. Trach-

tenberg. Eigenverlag, Charlottenburg, Wilmersdorfer Str. 79.

„Reichsversicherungs-Ordnung" 1932. Verlagsgesellsdiaft deutscher Kran¬

kenkassen, Berlin-Charlottenburg.

„Arbeiter-Reise- lind Wanderführer", erschienen im Dietz-Verlag,
Berlin SW 68, mit zahlreichen Abbildungen und Orientie'rungskarten.
Preis 2 RM.

„Internationale Sammlung der Arbeitsrechtsprechung 1930" des Inter¬

nationalen Arbeitsamts, Genf. Preis 10 sdiw. Franken.

„Justizdämmerung." Von E. v. Repkow. Volksfunk-Verlag, Berlin SW 68.

Preis 1,50 RM.

„Zugaben-Verordnung." Guttentagsche Sammhing Deutscher Reichs¬

gesetze Nr. 37a. Kommentar von Dr. A. Elster. Verlag W. de Gruyter
& Co., Berlin. Preis 2 RM.

„Teilweise Abänderung des Uebereinkommens über den Schutz der mit
dem Beladen und Entladen von Schiffen beschäftigten Arbeiter gegen
Unfälle." Internationales Arbeitsamt, Genf.

„Das Alter für die Zulassung von Kindern zur Arbeit in nichtgewerb¬
lichen Bernfen." Internationales Arbeitsamt, Genf.

„13 Jahre republikanische Jnstiz,
Berlin W 30. Preis 50 Pf.

„Zwei mutige Reden wider den Nationalsozialismus'
Berlin W 30. Preis 50 Pf.

Von K. Grofimann. Voco-Yerlag,

Voco-Verlag,
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Aus dem Leben der kleinen Angestellten
Die große Schicht der Angestellten rückt immer weiter

in die Helle des geesellschaftlichen Seins. Ihr Aufstieg und
ihre Lage sind Gegenstand eingehender soziologischer und
wirtschaftlicher Untersuchungen geworden. Dichter und
Schriftsteller suchen dem Leben und Treiben dieser Men¬
schen nachzuspüren und ihr Fühlen und Denken zu

ergründen.
Unter den in letzter Zeit erschienenen Büchern, die in

das Leben der Angestellten einzudringen versuchen, darf
man das'Buch von Josef Breitbach: „Rot gegen Rot"

(Deutsche Verlagsansta.lt Stuttgart/Berlin/Leipzig) nicht un¬

erwähnt lassen. Der ZdA hat' ur seinerh Verbändsorgan
„Der freie Angestellte" diesen Roman veröffentlicht. Der

Verfasser hat das Leben der kleinen Leute eifrig studiert

und gestaltet nun ihr Schicksal in schlirhter und eindring¬
licher Sprache, die doch des Humors nicht entbehrt. In

drei kleinen Erzählungen zieht das Dasein dieser Menschen

an uns vorüber. Wir sehen sie in ihrer Arbeit mit all

ihrer Unsicherheit, in ihrer Liebe, die sie in Konflikt mit

der Partei bringt, in ihren Fehlern und Schwächen und

auch in ihrer Unduldsamkeit gegeneinander. Von diesen

drei Erzählungen ist die erste „Rot gegen Rot", die auch

dem Buch den Namen gibt, am besten geschaut und ge¬

staltet. Eine leise Tragik waltet über dem Schicksal des

jungen Burschen, der seine Partei über der Liebe zu der

jungen Warenhausangestellten vergißt, und der die Sühne

nur im Kampf für die siegreiche Revolution finden will.

. Weniger gut durchgeführt ist die zweite Erzählung. So

weit führt wohl selten der Haß gegen eine in der Liebe

erfolgreichere Freundin, daß er einen jungen Menschen,
der von den neuen Ideen schon erfaßt ist, wenn sie ihn

auch noch nicht innerlich gewandelt haben, zum Ver¬

leumder und Erpresser werden läßt.

Aber auch diese Erzählung verrät, dafi sich Breitbach

mit offenen Augen in der Welt der Angestellten umgesehen

hat.' So entsteht ein lebendiges Bild vom Betrieb eines

Warenhauses, von den Beziehungen der Angestellten zu¬

einander mit all den künstlich gezüchteten Gegensätzen
die es verhindern, daß sie ihre gemeinsame Lage erkennen

Breitbach rechtet und richtet nicht, er schildert einfach,

so wie er die Dinge sieht. Er offenbart uns die Seeh

junger Menschen in ihrem Drang nach Leben und Glück,

und schon das allein macht sein Buch wertvoll.

Hanna Hertz.

„Deutsdiland und die Weltwirtschaft." Von Gregor Bienstoch

172 Seiten. J. H. W. Dietz Nadif., Berlin 193t.

Dieses Buch stellt sidi, wie der Verfasser selbst in dem Vorworten*
führt, die Aufgabe, solche Fragen der deutsdien Wirtschaft, die itürri

die heutige Stockung besonders wichtig geworden sind, vom Standpunkt
der überstaatlichen V.erflediiiitig aus zu beleuchten. Im Zusammenbau ;

damit will der Verfasser das Zusammen- und Füreinanderarbeiten

Deutsdilands und der anderen staatlich abgegrenzten 'Wirtschaften
wissenschaftlich klaren. Demgemäß* behandelt er die wirtsdiaftlidu-

Krise, den deutsdien Außenhandel und die Weltmärkte, die weUwirt

schaftlidien Beziehungen der deutschen Landwirtschaft
"

und die der

deutsdien Industrie, Überstaat]idie Kapitalverflechtungen, weltwirtsdiafi-

lidie Arbeitsteilung und die Verteilung des Wirtsdiaftsertrages — über

staatliche Wirtschaftspolitik.
Der Verfasser stellt fest, dafi die deutsdie Industrie sowohl in ihre:

Versorgung mit Rohstoffen, als auch in ihrem Absatz stark mil dei

Weltwirtschaft verflochten ist. Vom Standpunkt der reinen wirtschaft¬

lichen Vernunft aus sollte sidi Deutsdiland lcdiglidi auf bestimmte

industrielle und kaufmännische Tätigkeiten beschränken unter Zurück¬

stellung aller anderen Wirtsdiafiszweige. Das würde sowohl für das

deutsche Volk als auch für die übrige Mensdiheit im Endergebnis die

allergrößte Steigerung des Wirtsdiaftsertrages bedeuten. Seine Voraus¬

setzung aber ist die völlige Beseitigung der heutigen Schutzzollpolitik.
Die sozialistische Wirtschaftspolitik kann zunächst nidits anderes sein

als die Ausarbeitung planmäßiger Maßnahmen in der kapitalistischen
Wirtsdiaft. Sie muß aber zugleich den Weg aufzeigen, der zur sdilicß-

lidien Ueberwindung des Kapitalismus führt. Wo Enteignung und

Sozialisieruug am Platze sind, soll man davor nicht zurücksdireeken. In

den anderen Fällen haben wir auf eine wirksame Aufsidit seitens des

Staates zu drängen.
Die Schrift ist reidi an wertvollen Einzelheiten und gibt eine Ueber¬

sicht über die weltwirtschaftlidie Lage. Bei einer Neuauflage solhe

der Verfasser sorgfältiger auf den Wortlaut aditen. So manches Fremd¬

wort könnte er durch einen allgemein vcrständlidien deutsdien Aus¬

druck ersetzen. Manche Stelle könnte klarer sein. Gustav Hodi

Die Aussichten für den Wohnungsbau 1932. Welche Aussichten für

den Wohnungsbau, d. h. Neubau und Erhaltung der Altwohnungen
im Jahre 1932 bestehen, behandelt ein sehr instruktiver Beitrag in

der soeben ersdiienenen Nr. 3 der Informationsblätter „Wohnungsbau
und Miete", die von der Werbeabteilung der Sozialdemokratischen
Partei Deutschlands, Berlin SW 68, Lindenstraße 3. herausgegeben
werden. Neben einer Reihe widitiger Informationen über Mieter- und

Siedlcrangelegenheiten bringt die Nummer in einem längeren Artikel

Zahlenmaterial über die Entwicklung des Wohnungsbaues in den

letzten Jahren.

Grundlegung und Geschichte der Sozialpolitik. Von Dr. Ernst Nölting.
Direktor der Staatüdien I'adisdntle für Wirtsdiaft und Verwaltung
in Berlin. 2. erweiterte und verbesserte Auflage. Carl Hermanns

Verlag, Berlin 1932. Preis 3,40 RM.

Der Verfasser begrüßt es in seinem Vorwort zur 2. Auflage, daß eine

Neuauflage der Sdirift sdion jetzt erforderlich ist. So bescheiden

werden die nicht sein, die die Sdirift in ihrer 1. Auflage vom Jahre
1927 kennen. Abweichende Meinungen über diese oder jene Einzelheit

sind freilich unvermeidlidi. Im allgemeinen jedoch-ist die Sdirift sdion

in der Fassung der t. Aufluge eine der besten ihrer Art. Sie war

schon damals besonders als Handbuch für die geeignet, die einen

Lehrgang über die Arbeitersdiutzgesetzgebung einsdiließlidi der

Arbeiterversicherung mitmachen oder mitgemacht haben. Ebenso ist

sie für den Selbstunterricht zu empfehlen. Daher müßte sie zu den

Büchern gehören, die jedes Jahr in einer neuen AufInge ersdieinen.

Der Verfasser hat die neue Auflage in der Tat gründlidi erweitert

und verbessert. Sie erfüllt aufs beste den Zweck einer kurzen und all-

gemeinvcrständlidicn Einführung' in die Arbeitcrsdiutzgesetzgcbuiig.
G u s t a v H o c h.

76


